Landeshauptstadt Hannover - 50.08 - Datum 09.01.2020
Einladung

zur 31. Sitzung des Sozialausschusses am Montag, 20. Januar 2020, 15.00 Uhr,
Rathaus, Hodlersaal

Tagesordnung:

1. Eréffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemalien Einberufung und
Beschlussfahigkeit sowie Feststellung der Tagesordnung

2. Genehmigung des Protokolls Gber die 30. Sitzung am 16. Dezember 2019
3. Einwohner*innenfragestunde
4. ANHORUN G gem. § 35 der Geschéaftsordnung des Rates zum THEMA:

"Quo vadis - welche drogenpolitischen Schritte sind in Hannover in den
nachsten Jahren wichtig?"
Eingeladen sind:

Neues Land e.V.
Herr Lenzen

Prisma gGmbH
Frau Schroder und Frau Lehnert-Ott/Frau Kramer

Phoenix e.V. (La Strada)
Frau Patzold und Frau Funk

STEP gGmbH
Herr Kdster und Herr Bapat

Polizeidirektion Hannover
Herr Leopold

PD Dr. med. Peter von Wussow

Jugendhilfe e.V. - Drob Inn
Herr Méller



5.1.

10.

11.

Onay

Antrag der Gruppe LINKE & PIRATEN zur
Wohnraum-Zweckentfremdungssatzung fir Hannover
(Drucks. Nr. 2903/2019)

Anderungsantrag der Fraktionen der SPD, Blindnis 90/Die Griinen und der
FDP zur Drucksache Nr. 2903/2019: Wohnraum-Zweckentfremdungssatzung
fur Hannover

(Drucks. Nr. 3309/2019)

Antrag der Gruppe LINKE & PIRATEN zur Entwicklung eines Konzeptes zur
Verhinderung von Zwangsraumungen
(Drucks. Nr. 3266/2019)

Antrag der Gruppe LINKE & PIRATEN zur Entwicklung eines Konzeptes zur
Verhinderung von Stromsperren
(Drucks. Nr. 3267/2019)

Standortentscheidung: Unterbringung von Personen in der Kleefelder Stralle
31
(Drucks. Nr. 3217/2019)

Zu diesem Punkt ist eingeladen:
Bezirksbiirgermeisterin Kupsch, Stadtbezirksrat Mitte

Satzung Uber die Unterbringung Obdachloser und Geflichteter in der
Landeshauptstadt Hannover
(Drucks. Nr. 3321/2019 mit 2 Anlagen) - bereits Ubersandt

13. Deutscher Seniorentag in der Landeshauptstadt Hannover —
16.-18.06.2021, HCC
(Informationsdrucks. Nr. 3262/2019)

Bericht der Dezernentin

Oberblrgermeister



Landeshauptstadt Hannover - 50.08 -

PROTOKOLL

Datum 21.01.2020

31. Sitzung des Sozialausschusses am Montag, 20. Januar 2020,

Rathaus, Hodlersaal

Beginn 15.00 Uhr
Ende 17.40 Uhr
Anwesend:

Ratsfrau Klingenburg-Pulm
Ratsherr Alter

Ratsherr Albrecht

Ratsfrau David

Ratsherr Déring

Ratsherr Hellmann
Ratsfrau Iri

Ratsherr Jacobs

Ratsfrau Jeschke
Beigeordneter Machentanz
Ratsherr Nicholls

Beratende Mitglieder:
Herr Fahlbusch

Frau Lenssen

Frau Merkel

Frau Stadtmuller

Herr Ulrichs

Grundmandat:
Ratsherr Forste
(vertritt Ratsherrn Klippert)

(Bundnis 90/Die Griinen)
(SPD)

(CDU)

(Bundnis 90/Die Grinen)
(FDP) 16.10 - 17.40 Uhr
(CDU)

(SPD)

(AfD)

(CDU)

(LINKE & PIRATEN)
(SPD)

15.00 - 17.00 Uhr

(Die FRAKTION) abwesend 17.00 - 17.15 Uhr

(Die FRAKTION)



Verwaltung:
Stadtratin Beckedorf, Sozial- und Sportdezernentin
Frau Ruhrort, Fachbereich Soziales
Frau Vogt-Janssen, Fachbereich Senioren
Frau Greve, Gesamtpersonalrat
Herr Laue, Sozial- und Sportdezernat
Herr Lidtke, Bereich Unterbringung
Frau Merzbach, Presse- und Offentlichkeitsarbeit
Frau Proksch, Fachbereich Soziales
Frau Rosch, Fachbereich Soziales
Herr Woike, Sozial- und Sportdezernat, Beauftragter Sucht und Suchtpravention
Frau Hanebeck, Fachbereich Soziales
fir das Protokoll

Presse:

Frau Rinas, HAZ, bis 16:25 Uhr
Herr Voigt, NP, bis 16:23 Uhr
Herr Macke, Asphalt-Magazin

Gaste:
Frau Bezirksblrgermeisterin Kupsch (Stadtbezirk Mitte)

Herr Lenzen
Herr Gaenshirt
(beide Neues Land e.V.)

Frau Schroder
Frau Lehnert-Ott
(beide Prisma gGmbH)

Frau Patzold
Frau Funk
(beide Phoenix e.V. (La Strada))

Herr Kdster
Herr Bapat
(beide STEP gGmbH)

Herr Leopold
(Polizeidirektion Hannover)

PD Dr. med. Peter von Wussow

Herr Mdller
(Jugendhilfe e.V. — Drob Inn, Hamburg)



Tagesordnung:

5.1.

Eréffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemalien Einberufung und
Beschlussfahigkeit sowie Feststellung der Tagesordnung

Genehmigung des Protokolls Gber die 30. Sitzung am 16. Dezember 2019
Einwohner*innenfragestunde

ANHORUN G gem. § 35 der Geschéaftsordnung des Rates zum THEMA:
"Quo vadis - welche drogenpolitischen Schritte sind in Hannover in den
nachsten Jahren wichtig?"

Eingeladen sind:

Neues Land e.V.
Herr Lenzen

Prisma gGmbH
Frau Schroder und Frau Lehnert-Ott/Frau Kramer

Phoenix e.V. (La Strada)
Frau Patzold und Frau Funk

STEP gGmbH
Herr Kdster und Herr Bapat

Polizeidirektion Hannover
Herr Leopold

PD Dr. med. Peter von Wussow

Jugendhilfe e.V. - Drob Inn
Herr Mdller

Antrag der Gruppe LINKE & PIRATEN zur
Wohnraum-Zweckentfremdungssatzung fir Hannover
(Drucks. Nr. 2903/2019)

Anderungsantrag der Fraktionen der SPD, Blindnis 90/Die Griinen und der
FDP zur Drucksache Nr. 2903/2019: Wohnraum-Zweckentfremdungssatzung
fur Hannover

(Drucks. Nr. 3309/2019)

Antrag der Gruppe LINKE & PIRATEN zur Entwicklung eines Konzeptes zur
Verhinderung von Zwangsraumungen
(Drucks. Nr. 3266/2019)

Antrag der Gruppe LINKE & PIRATEN zur Entwicklung eines Konzeptes zur
Verhinderung von Stromsperren
(Drucks. Nr. 3267/2019)



8. Standortentscheidung: Unterbringung von Personen in der Kleefelder Stralle
31
(Drucks. Nr. 3217/2019)

9. Satzung Uber die Unterbringung Obdachloser und Geflichteter in der
Landeshauptstadt Hannover
(Drucks. Nr. 3321/2019 mit 2 Anlagen)

10. 13. Deutscher Seniorentag in der Landeshauptstadt Hannover —
16.-18.06.2021, HCC
(Informationsdrucks. Nr. 3262/2019)

11. Bericht der Dezernentin

TOP 1.
Er6ffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemafen Einberufung und
Beschlussfahigkeit sowie Feststellung der Tagesordnung

Ratsfrau Klingenburg-Piilm eréffnete die Sitzung, wiinschte allen Anwesenden zunachst
ein gutes und erfolgreiches Jahr 2020 und stellte dann die ordnungsgemafe Einladung
sowie die Beschlussfahigkeit des Ausschusses fest.

Zur Tagesordnung bat Ratsfrau David darum, den Tagesordnungspunkt 9 (Satzung tber
die Unterbringung Obdachloser und Gefliichteter in der Landeshauptstadt Hannover,
Drucks. Nr. 3321/2019) in die Fraktionen zu ziehen.

Der Sozialausschuss war mit der so geanderten Tagesordnung einverstanden.

TOP 2.

Genehmigung des Protokolls tiber die 30. Sitzung am 16. Dezember 2019

Ohne Aussprache.

Einstimmig



TOP 3.
Einwohner*innenfragestunde

Eine Einwohnerin erklarte, ihre Tochter habe das Down-Syndrom. Sie kénne einen
Arbeitsplatz am sog. 1. Arbeitsmarkt annehmen, wenn sie eine Begleitung (wie sie aus der
Schule kenne) hétte. Die Bundesagentur fiir Arbeit verwehre die Ubernahme der Kosten fiir
diese Begleitung mit Hinweis auf das arztliche Gutachten, das einen Werkstattstatus
festgestellt habe. Der Fachbereich Soziales lehne ab, da es sich um den sog. 1.
Arbeitsmarkt handele. Sie bitte um die Antwort auf die Frage, an wen sich die Familie
nunmehr wenden kdnne.

Stadtratin Beckedorf wies darauf hin, dass sowohl sie personlich, als auch ihr Bliro bereits
mehrfach in Kontakt zur Fragestellerin gestanden habe. Die rechtliche Situation, nach der
die Bundesagentur flr Arbeit formal zustandig sei, wurde zutreffend geschildert. Dennoch
werde gepriift, ob es seitens der Landeshauptstadt Hannover eine Méglichkeit zur Hilfe
geben kdnnte. Hierzu seien das Sozial- und Sportdezernat sowie der Fachbereich Soziales
bereits im Austausch. Kurzfristig werde ihr Bliro dazu einen Termin mit der Fragestellerin
abstimmen.

Die nachsten Fragestellungen betrafen die Standortentscheidung zur Unterbringung
obdachloser Personen in der Kleefelder Strale (Tagesordnungspunkt 8, Drucks. Nr.
3217/2019).

Ein Einwohner fragte, ob bei der Standortentscheidung auch der daneben liegende
Stadtpark bedacht wurde, in dem sich moglicherweise eine Trinkerszene etablieren kénnte?
Von der Standortiiberlegung hatten die Anwohner erst in der vergangenen Woche aus der
Presse erfahren. Diese wlinschten sich, dass die Verwaltung zeitnah eine
Blrgerversammlung organisiere, um Angsten begegnen zu kénnen.

Stadtratin Beckedorf sagte, die Drucksache stehe auf der Tagesordnung des heutigen
Sozialausschusses. Auch wenn es den Fragesteller sicher nicht zufrieden stellen kénne
musse sie darauf hinweisen, dass die Federfihrung beim Baudezernat liege und bereits am
16.12.2019 im Stadtbezirksrat Mitte sowie am 15.01.2020 im zustandigen
Stadtentwicklungs- und Bauausschuss beraten worden sei. Dennoch werde sie das
Anliegen an den Herrn Stadtbaurat weiterleiten.

Ein weiterer Einwohner fragte, welche Kriterien die Verwaltung bei der
Standortentscheidung im Hinblick auf die Stadtteile zugrunde gelegt habe. Als Beispiele
seien zu nennen die Bewohnerstruktur, also ob es sich um ein Gebiet Gberwiegend mit
Mietwohnungen oder mit von den Eigentiimern selbst genutzten Immobilien handele,
Entfernung zum Offentlichen Personennahverkehr, zur éffentlichen und privaten
Infrastruktur (Versorgungslage). Fir Eigentiimer sei es ungleich schwerer, mit dem eher
negativen Image von Obdachloseneinrichtungen in der Nahe umzugehen als fir Mieter, die
leichter die Wohnung wechseln kdnnten. Handele es sich um einen Standort, der die
derzeitigen Planungen fiir Obdachlosenunterklinfte betreffe oder um einen zusatzlichen
Standort? Wie viele Platze sollen an dem Standort geschaffen werden? Kénnen die Bezirke
ausgetauscht werden? Mit wie vielen Einsatzen von Polizei, Feuerwehr und
Krankentransporten sei bei 100 Platzen zu rechnen? Uber welche Kapazitaten verfligten
andere Unterkinfte in der Stadt, bspw. in der Woérthstralie?



Stadtratin Beckedorf sagte, inhaltlich werde sie zu den Fragen nicht Stellung nehmen
konnen; diese aber ebenfalls an den Herrn Stadtbaurat weiterleiten.

(Antwort der Verwaltung:

Die Zahl der von der Landeshauptstadt Hannover unterzubringenden
obdachlosen Menschen wird zuklinftig weiter steigen. Um diesen Bedarf zu
decken ist es notwendig weitere Unterbringungskapazitidten zu schaffen. Bei
der Entscheidung fiir einen neuen Standort werden verschiedene Faktoren
beriicksichtigt. Dazu gehéren zum Beispiel die Fragen, ob es fiir geeignete
Standorte auch entsprechende Angebote gibt und ob es in bestimmten
Bereichen bereits entsprechende Einrichtungen gibt. Im Stadtteil Zoo und
insbesondere in der Umgebung der Kleefelder Stral3e gibt es derzeit keine
entsprechende Einrichtung. Dartliber hinaus hat der Stadtbezirksrat Mitte die
Verwaltung aufgefordert im Stadtbezirk Mitte eine neue Einrichtung fiir
Obdachlose zu schaffen. Vor diesen Hintergriinden hat die Verwaltung dem Rat
ein neues Wohnprojekt fiir Obdachlose in der Kleefelder Stral8e vorgeschlagen.

Am Karl-Imhoff-Weg entsteht keine stadtische Einrichtung.

Der Stadtverwaltung ist nicht bekannt, dass es im Umfeld von Wohnprojekten
zu sicherheitsgefdhrdenden Vorkommnissen kommt.)

Eine Einwohnerin fragte, wie die Verwaltung verhindern wolle, dass eine Situation ahnlich
der am Hauptbahnhof entstehe. Wie kénne die Sicherheit von Kindern und anderen
Einwohnern rund um die Unterkunft gewahrleistet werden?

Stadtratin Beckedorf erklarte, sie sehe keinster Weise, dass die Sicherheit durch
Menschen, die um ein Obdach nachsuchten und Hilfe bedurften, automatisch gefahrdet sein
kénnte. Wenn die Stadt ihrer gesetzlichen (und sicher auch menschlichen) Pflicht
nachkomme und wohnungslosen Menschen ein Obdach gebe, kénne sie nicht
nachvollziehen, wie dies ein eher negatives Image haben kénne. Sowohl Verwaltung als
auch Politik sei daran gelegen, dass diese Einrichtungen gerade nicht mit einem negativen
Image behaftet seien.



TOP 4.

ANHORUN G gem. § 35 der Geschaftsordnung des Rates zum THEMA: "Quo vadis
- welche drogenpolitischen Schritte sind in Hannover in den nachsten Jahren
wichtig?"

Eingeladen sind:

Neues Land e.V.
Herr Lenzen

Prisma gGmbH
Frau Schroder und Frau Lehnert-Ott/Frau Kramer

Phoenix e.V. (La Strada)
Frau Patzold und Frau Funk

STEP gGmbH
Herr Koster und Herr Bapat

Polizeidirektion Hannover
Herr Leopold

PD Dr. med. Peter von Wussow

Jugendhilfe e.V. - Drob Inn
Herr Moller

Ratsfrau Klingenburg-Piilm begrifte die anzuhérenden Expertinnen und Experten.
Bezuglich der Reihenfolge werde sie Herrn Moller bereits im Anschluss an die Einrichtung
Prisma gGmbH das Wort erteilen, da dieser gegen 17.00 Uhr den Zug zurlick nach
Hamburg erreichen wolle.

Zum geplanten Ablauf der Anhdrung wies Ratsfrau Klingenburg-Piilm darauf hin, dass
zunachst jedem®*r Vortragenden, wie bereits in der Einladung durch die Verwaltung
mitgeteilt, 5 Minuten Redezeit zur Verfligung stehe. Alle Gaste triigen nacheinander vor,
dann schlief3e sich eine Runde mit gezielten Nachfragen durch die Mitglieder des
Ausschusses an. Insbesondere auf die Einhaltung der Redezeit werde sie strikt achten,
damit die Aufmerksamkeit der Zuhérenden gleich hoch bleiben kénne.

Herr Lenzen sagte, er dirfe bereits seit 27 Jahren in der christlichen Drogenarbeit fiir das
Neue Land e.V. mitarbeiten und mitleben; zur Zeit im Haus der Hoffnung in Ahlem in der
Nachsorgeeinrichtungen flir ehemals Drogen- und Medienabhangigen. Die Frage nach der
Zukunft der Drogenhilfe empfinde er als sehr spannend. In den Jahren, die er bereits
begleiten durfe, seien insgesamt gute und vielfaltige Strukturen, sowohl abstinenz-als auch
toleranzorientiert und sich idealerweise erganzend, gewachsen. Andererseits seien die
Entwicklungen in der offenen Drogenszene alarmierend. Zu hinterfragen sei auch, ob in den
letzten Jahren nicht die versorgenden Hilfemalinahmen in der Innenstadt die
ausstiegsorientierten in den Hintergrund gedrangt hatten.

Fir die kommenden Jahre kénnten dabei vier Punkte wichtig sein: Motivationsarbeit,
Nachsorge und Tagesstruktur, Entwicklung im Gesundheitssystem, Runder Drogentisch.



Das Neue Land e.V. suche seit vielen Jahren sowohl mit haupt- als auch ehrenamtlichen
Kraften sowie ehemals drogenabhangigen Mitarbeitern die verschiedenen Szeneplatze auf.
Der Erfolg liege in der langjahrigen und kontinuierlichen Motivations- und Beziehungsarbeit
mit dem Ziel, den Ausstieg aus der Sucht erreichbar werden zu lassen. Durch die
Versorgungsangebote und die Substitution sei fiir Viele ein Leben in und mit der Sucht
mdglich; der Leidensdruck lasse daher teilweise nach. Umso wichtiger sei es, die
aufsuchende Sozialarbeit und konsumfreie Rdume in und um Hannover verstarkt
auszubauen.

Nach abgeschlossener erfolgreicher stationarer Therapie kehrten einige Betroffenen nach
Hannover zurtick und wirden hier erneut mit Drogen rickfallig, wenn keine
Nachsorgebehandlung oder sinnvolle Tagesstruktur zur Verfligung stehe. Krisensituationen
I6sten leicht Verhaltens und Drogenrickfalle aus. Das noch vorhandene Suchtgedachtnis
kénne durch entsprechende Begleitung und Hilfestellung erfolgreich Gberwunden werden.
Allerdings triigen die Rentenversicherungstrager wenig dazu bei. Die Frage nach Ausbau
und verbesserter Finanzierung misse geklart werden.

Zwar gebe es viele Substitutionsplatze, aber immer weniger psychosoziale Betreuung. Der
qualifizierte Drogenentzug habe sich teilweise auf 3 Wochen im Krankenhaus oder einer
Entgiftungsstation reduziert. Diese Kombination erschwere einen erfolgreichen Auszug.
Gefragt seien innovative und neue Konzepte, um Betroffenen medizinisch und
sozialtherapeutisch den Weg aus der Sucht erreichbar zu machen. Das bewahrte Konzept
der Clearingstation Neues Land e.V. ermégliche den Restentzug und stationar das Warten
auf die Therapie und den Kostenantrag. Neben dieser Méglichkeit seien auch ambulante
Entgiftungsmdglichkeiten im Rahmen der stationaren Wohnungslosenhilfe sowie dartber
hinaus zu prifen.

Der Runde Drogentisch verfiige Uber viele Teilnehmende sowie ein gut gewachsenes
Netzwerk der Drogenhilfe in Hannover. Dies sei weiterzuentwickeln mit Fachgruppen, die
sich den verschiedenen problematischen Situationen widmeten, Kooperationen,
gemeinsamen Projekten und insbesondere einer besseren Vernetzung zwischen den
Dezernaten der Landeshauptstadt. Positiv anzumerken sei, dass die Wohnungslosenhilfe
und die Suchthilfe sich einander mehr annaherten.

Ebenfalls fir das Neue Land e.V. erganzte Herr Gaenshirt, fir die Zukunft der Drogenhilfe
wilnsche er sich, dass nicht immer der Eindruck erweckt werde, nur die Harm-Reduction
kiimmere sich ausreichend um Drogenabhangige nicht jedoch Einrichtungen, die (wie das
Neue Land e.V.) christlich und ausstiegsorientiert arbeiteten. Die Einrichtung sei taglich vor
Ort bei den Menschen auf der Stralle mit deren Elend konfrontiert. Dennoch gehe das Neue
Land e.V. davon aus, dass kein Fall hoffnungslos sei. Jede*r solle zum Ausstieg motiviert
werden, auch wenn bereits seit 20 Jahren substituiert werde. Diese immer wieder neue
Motivation zum endguiltigen Ausstieg misse ihren Niederschlag auch in der Forderung
durch die Landeshauptstadt Hannover finden.



Frau Schroder sagte Prisma sei bereits 1989 gegriindet worden und seit 2017 eine
gGmbH. Prisma sei nicht parteilich, nicht religidés oder weltanschaulich gebunden. Die Arbeit
erfolge suchtmittelspezifisch und suchtmittellibergreifend in Beratung, Behandlung und
Pravention. Es handele sich um eine lernende Organisation, deren Leitbild sich
akzeptierend, aber nicht genussorientiert ausgerichtet habe.

Der Schwerpunkt der Arbeit liege seit Beginn in der Suchtpravention, dazu gebe es seit
2012 die Medienstelle real.life, die sich ebenfalls hauptsachlich mit Pravention beschéftige,
sowie betriebliches Gesundheitsmanagement. Dariber hinaus gebe es die allgemeine
Beratung Betroffener und Angehériger, die immer mehr in Anspruch genommen werde,
aufsuchende Arbeit flr suchtbetroffene Familien, psychosoziale Betreuung Substituierter
und in geringem Umfang Vorbereitung auf die Medizinisch-Psychologische Untersuchung.

Es sei durch den Rentenversicherungstrager vorgeschrieben, dass die ambulante
Entwéhnungsbehandlung abstinenzorientiert durchzufiihren ist. Prisma gGmbH arbeite
akzeptierend, aber mit einem gewissen Risikoverstandnis. Diejenigen, die sich beraten und
behandeln lieRen, kdmen in den wenigsten Fallen mit dem Entschluss abstinent leben zu
wollen. Innerhalb der Einrichtung bestehe der Konsens, bei langjahrig Erkrankten, eine
lange Motivationsarbeit durchzufiihren, die zunachst auf die Reduzierung des Konsums
abziele. Erst wenn der*die Abhangige selbst durch immer weitere Einschrankung
seines*ihres Konsums zu dem Wunsch komme, abstinent leben zu wollen, werde dieser
Schritt mit ihm*ihr gemeinsam gegangen. Die meisten Einrichtungen arbeiteten weder
ausschlielllich abstinenz- oder akzeptanzorientiert, da immer der Wunsch und Bedarf
des*der Klient*in im Vordergrund stehe. Kiirzlich habe Prisma gGmbH mit Fortbildungen zu
kontrolliertem Konsum begonnen.

Streetwork sei, sowohl in der Obdachlosen- als auch Abhangigenarbeit (die beide eine
Schnittmenge aufwiesen) ein gutes und erfolgreiches Mittel. Prisma gGmbH sei dort bisher
nicht beteiligt, wirde sich aber gerne inhaltlich mit einbringen, insbesondere, was
Uberlegungen zu kontrolliertem Konsum betreffe.

Herr Moller stellte sich als Leiter des Drob Inn , einer Einrichtung in der Nahe des
Hamburger Hauptbahnhofes, ahnlich dem Stellwerk in Hannover, vor. Das Drob Inn gebe es
seit 1980 als Beratungsstelle und Kontaktladen. Die Kunden wirden in Therapie, Entgiftung
und Substitution vermittelt, aber auch niedrigschwellig lebensorientierte Hilfen angeboten.
Seit 2003 gebe es das noch immer bestehende Angebot am aktuellen Standort. Die
Einrichtung sei an 20 Stunden taglich gedffnet und schliee erst um 5 Uhr morgens. Die
Einrichtung werde taglich von ca. 400 Personen aufgesucht, bei ca. 480 Konsumvorgangen.
Die medizinische Versorgung wurde im vergangenen Jahr etwa 5.000-mal in Anspruch
genommen. Die Szene konzentriere sich auf den Bereich vor der Einrichtung, der Ort sei so
sozial vertraglich, dass diese Einrichtung bestehen kénne. Am Hauptbahnhof und dem
vorherigen Standort habe es massive Probleme mit der offenen Drogenszene gegeben.
Nachmittags hielten sich durchaus 220-240 Personen an der Einrichtung auf, nachts
durchschnittlich zwischen 68 und 80 Personen. Dennoch sei die Beschwerdelage bei
nahezu Null, von gelegentlicher Kritik wegen Miill abgesehen. Der Stadtteil selbst sowie der
Hauptbahnhof seien seit vielen Jahren quasi szeneleer. Hamburg habe offenbar sowohl
ordnungs- als auch gesundheitspolitisch eine gute Lésung gefunden. Gelegentlich kdmen
offizielle Besucher aus Frankfurt, die an ihrem Hauptbahnhof gréRere Schwierigkeiten
hatten, und sich sehr angetan vom hamburger Beispiel zeigten.



Durch das Drob Inn kdnnten nahezu alle Personen erreicht werden. Seit 2017 sei ein
verstarkter Zuwachs an Gefllichteten zu verzeichnen, so kdmen ca. 130 Afghanen
regelmafig in die Einrichtung. Dazu trage auch die Rechtsverordnung Hamburgs (einzig
unter den Bundeslandern) bei, die eine anonyme Inanspruchnahme von Beratung
ermogliche. Der Anteil von Personen mit Migrationshintergrund sei mit inzwischen 80 %
sehr hoch. Seit 2 Jahren sei vom Land Hamburg videodolmetschen genehmigt und in den
Zuwendungsvertag mit aufgenommen worden. Innerhalb von 2 Minuten kénne sowohl flr
die Beratungszimmer als auch bei den Arzten und der Krankenpflege der medizinischen
Versorgung jede Sprache zugeschaltet werden. Darum werde Drob Inn durchaus auch von
der Hamburger Polizei beneidet.

Oberhalb von Beratungsstelle und Kontaktladen befinde sich eine teilstationare
Erstversorgungseinrichtung auf Zuwendungsbasis mit 35 Platzen (Projekt Nox). Es handele
sich nicht um eine reine Ubernachtungsstatte sondern biete ein Wohnen mit Betreuung an.
5 Platze davon seien 24-Stunden-Platze zur Notunterbringung. Friher habe es reine
Ubernachtungsplatze gegeben, aber diese langere teilstationére Unterbringung gebe den
Menschen die Moglichkeit, zur Ruhe zu kommen und dann auch fiir Hilfsangebote
zuganglich zu sein. Vermittlungen gebe es zur Eingliederungshilfe, die haufig eine Chance
auf eine Rehabilitationsmalinahme biete.

Frau Funk stellte sich als Mitarbeiterin der frauenspezifisch arbeitenden Anlauf- und
Beratungsstelle La Strada vor. Der Arbeitsansatz sei sehr niedrigschwellig und
akzeptanzorientiert. Besondere Bedeutung komme der Traumasensibilitat zu, da viele
Frauen Opfer von Gewalt geworden seien, aber auch der Akzeptanz gegeniber Sexarbeit,
mit der viele Frauen ihr Geld verdienten.

Aus den bisherigen Erfahrungen sei die Beziehungsarbeit mit den Frauen sehr wichtig, da
oft eine grofRe Scheu bestehe, die bestehenden Hilfeangebote tUberhaupt in Anspruch zu
nehmen. Im Hinblick auf die Traumaarbeit werde sehr transparent gearbeitet und die
Selbstbestimmung bei der Frau belassen. Auch sie sehe keinen Gegensatz zwischen
Akzeptanz- und Abstinenzorientierung; vielmehr handele es sich oft um eine Entwicklung,
die, egal zu welcher Entscheidung die Frauen kdmen, der Unterstitzung bediirfe.

Ein groflier Schwerpunkt der Arbeit von La Strada liege in der zugehenden Arbeit, der
Streetwork auch abends auf dem Stral3enstrich, als auch tagstiber an Szeneorten. In den
letzten Jahren habe auch unter den Frauen die Wohnungslosigkeit zugenommen, die
Treffpunkte hatten sich immer mehr in den 6ffentlichen Bereich verlagert, da sie im privaten
Bereich fehlten. Es komme immer mehr zu Verdrangungen aus den Bereichen, was zu
vermehrten Wiinschen nach einem sicheren Rickzugsort in der Offentlichkeit, aber abseits
von Konsumplatzen flhre. Inzwischen sei, im Unterschied zu den Anfangen von La Strada,
vermehrt zu beobachten, dass sich Frauen auch Schlafplatze im Gegenzug zu sexueller
Verflugbarkeit suchten. Eine Verzahnung der Wohnungslosen- mit der Drogenhilfe werde
immer notwendiger, da die Bedirfnisse spezieller wirden.
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Frau Patzold erganzte, bei dem niedrigschwelligen Café, das an 4 Tagen insgesamt 20
Stunden geoffnet sei, handele es sich um einen weiteren Schwerpunkt von La Strada .
Dieses habe eine Komm-Struktur und biete mit Dusch- und Waschewaschmaoglichkeiten
sowie fast taglich einem warmen Essen eine Basisversorgung an, die eine Uberlebenshilfe
mit dem Ansatz der Schadensminimierung darstelle. Fir das Bedurfnis des Cafés reichten
die Offnungszeiten aus, nicht jedoch, um dem Schlafbediirfnis der Frauen gerecht zu
werden. Haufig werde zuerst gegessen und geduscht und danach auf den dafiir
vorgesehenen Sofas geschlafen. Bei 5 Stunden Offnungszeit und unterstellt, dass die Frau
mdglicherweise mehrere Nachte lang nicht richtig habe schlafen kénnen sei es nahezu
unmdglich, sie nach dieser kurzen Zeit zu wecken. Daher wiinsche sich La Strada die
Méglichkeit von Ruhebetten, die aufgesucht und dann ohne weitere Verpflichtung wieder
verlassen werden konnten.

Darlber hinaus wirden die Frauen je nach ihrem Bedarf beraten. Bei der psychosozialen
Beratung Substituierter gebe es zwar weniger Neuanfragen, aber die Zahlen seien weiterhin
stabil. Einen sehr grol3en Bedarf gebe es bei der psychiatrischen Versorgung. Die
Klientinnen wiesen vermehrt Komorbiditaten auf, zu den Abhangigkeitserkrankungen kdmen
psychotische Episoden, Borderline-Personlichkeitsstérungen, was die Arbeit insgesamt sehr
verandere. Die Mitarbeiterinnen von La Strada seien Sozialarbeiterinnen und
Sozialpadagoginnen, die in der Drogenhilfe tatig seien, aber nicht psychiatrisch erfahrene
Fachkrafte. Gleichzeitig sei zu beobachten, dass es an Versorgung mit ambulanter
Psychotherapie fehle und auch die Genehmigung einer stationaren Therapie sehr schwierig
sei. Oft werde diese Genehmigung zunachst versagt, was flr Menschen, die nur Gber eine
geringe Frusttoleranz verfiigten, schwer zu ertragen sei.

Herr Koster stellte sich als Leiter der Fachabteilung Beratung der Step gGmbH vor. Zu
seinen Aufgaben zahle die Steuerung der Arbeit der Beratungsstellen. Sein ebenfalls
anwesender Kollege, Herr Bapat, seit Leiter der Fachabteilung Niedrigschwelligkeit.

Die STEP gGmbH verflge seit 35 Jahren Uber Erfahrungen mit der Niedrigschwelligkeit in
Streetwork und dem Kontaktcafé. Seit 23 Jahren stehe der niedersachsenweit einzige
Konsumraum zur Verfigung. In 2017 seien alle niedrigschwelligen Angebote an einem
Standort, dem Stellwerk in der Fernroder Stral’e, zusammengelegt worden. Im
vergangenen Jahr konnten die Offnungszeiten werktags (einschlielich samstags)
ausgeweitet werden, eine weitere Erweiterung auch auf Sonntage sei fir dieses Jahr
geplant.

Kernauftrag bei Stellwerk gGmbH seien die Grundversorgung und Uberlebenshilfe. Auch er
sowie seine Kolleg*innen hatten festgestellt, dass sich die Szene inzwischen nachhaltig
verandert habe. Dabei spielten 2 zentrale Aspekte eine Rolle. Der Drogenhandel selbst sei
inzwischen fest in albanischer Hand. Wahrend friher oft Abhangige dealten um sich ihre
Sucht zu finanzieren, seien diese Dealer selbst nicht abhangig und betrachteten den Handel
als reines Geschaft. Dadurch hatten sie keine Entzugsproblematik und reagierten auch
nicht auf die Ansprache durch die Streetworker. Darliber hinaus sorge der steigende
Kokainkonsum fiir Stress und weitere Dynamisierung in der Szene.

Pro Tag gebe es ca. 70-80 Besucher im Stellwerk mit ca. 85 Konsumvorgangen, die im
Stellwerk unter hygienischen Bedingungen erfolgen kdnnten. Im vergangenen Jahr habe es
im Stellwerk selbst 59 Drogennotfalle gegeben, auf die Uberlebenssichernd reagiert werden
konnte.
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Die Beratungsstelle Drobs bestehe seit 49 Jahren und sei damit eine der ersten
Einrichtungen bundesweit gewesen. Auch dort sei der Zugang niedrigschwellig angesiedelt,
um dem Bedurfnis der Kund*innen gerecht werden zu kdnnen. Die Praventivarbeit richte
sich dabei an verschiedenste Interessent*innen. Schliellich biete die Drobs noch eine
offene Sprechstunde, Montag bis Freitag von 13 bis 16 Uhr, an, bei der eine Beratung ohne
vorherige Terminabsprache sowie anonym méglich sei. Dabei gebe es pro Offnungstag ca.
7 Erstberatungen bei insgesamt 1.705 Kontakten der Sprechstunde im Jahr. Im Rahmen
von Veranstaltungen konnten ca. 6.700 Personen erreicht werden.

Zur Fragestellung der Anhdrung, was kurzfristig und aktuell helfen kénne, um die Situation
fur alle Beteiligten zu verbessern, wolle er Gber das von den Vorredner*innen bereits
Geaulerte hinaus auf die dringend notwendige trager- und hilfebereichstibergreifende
Kooperation hinweisen. Neben der Verzahnung von Such- und Wohnungslosenhilfe seien
auch die Bereiche Psychiatrie und Jugendhilfe mit einzubeziehen. Hierzu bedirfe es
verschiedener Gremien sowie einer Abstimmung Uber die verschiedenen Angebote. Um das
gut ausgebaute Hilfeangebot noch besser zuganglich zu machen, sollten die Moéglichkeiten
der Digitalisierung verstarkt genutzt werden.

Auch in der Drobs Hannover sei ein Rlickgang der absoluten Zahlen bei der psychosozialen
Betreuung Substituierter zu verzeichnen, jedoch eine gleichbleibende Zahl bei den
Neuaufnahmen. Der Riickgang betreffe die Personen, die schon lange substituiert wiirden.
Das berge ein hohes Risiko, da diese haufig mit Minderjahrigen in einem Haushalt lebten
und komorbide Stérungsbilder aufwiesen. Hintergrund fiir den Rickgang sei die
Veranderung in den Richtlinien zur substitutionsgestitzen Behandlung Opiatabhangiger,
den sog. ,BUB-Richtlinien” (=Bewertung arztlicher Untersuchungs- und
Behandlungsmethoden gem. § 135 SGB V). Weitere Informationen werde er der
Verwaltung mit der Bitte, sie dem Protokoll beizufligen, Uberreichen.

(Hinweis der Protokollfiihrung: Siehe Anlage zum Protokoll)

Herr Leopold stellte sich als Leiter des Zentralen Kriminaldienstes der Polizeidirektion
Hannover , zustandig fur Stadt und Region Hannover, vor. Die Zusammenfihrung der
Hilfeeinrichtungen rund um den Raschplatz habe dazu geflihrt, dass sich dieser Bereich
sowohl fur die Trinker- und Drogen- als auch die Obdachlosenszene als taglicher
Aufenthaltsort fest etabliert. Auch fiir Reisende entfalte das vielfaltige Angebot eine
Magnetwirkung. Trotz der erhéhten Kontrolltatigkeit, die aus dem Projekt ,bahnhof.sicher’
mit gemeinsamen Streifen aus Polizei, UESTRA und Stadtverwaltung resultierten, habe
keine Verdrangung der in dem Bereich betreuten Personen stattgefunden. Der
Personenkreis verhalte sich grundsatzlich kooperativ. Eine Ausnahme bildeten Menschen
mit starker Alkoholisierung, die vermehrt aggressiv auftraten, was schlief3lich zu
Platzverweisen flihre. Die Verlagerung bei den Dealern zu albanischen Gruppen nehme
auch die Polizei wahr. Diese reisten oft als Touristen flir 3 Monate ein. Eine Verdrangung
der Drogengeschafte sei nicht erkennbar, da eine Festnahme lediglich dazu flhre, dass
diese Person sofort durch andere ersetzt werde.

3

Positiv sei die sehr gute Zusammenarbeit mit den Sozialeinrichtungen und eine Kenntnis
der jeweiligen Verpflichtungen der anderen kenne. Dies sei weiter auszubauen. Weitere
Schritte, wie eine héhere Reinigungsfrequenz im Bereich Stellwerk sowie einer besseren
Ausleuchtung des Platzes begriifRe auch die Polizei.
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Durch die vielfaltigen polizeilichen Kontakte lasse sich ein erhdhter Bedarf an
psychosozialer Betreuung erkennen. Teilweise kamen Personen zur Wache, weil sie einen
Beratungs- oder Informationsbedarf hatten. Aus Sicht der Polizei sollte diese Betreuung
auch auf den Andreas-Hermes-Platz sowie den Vahrenwalder Park ausgeweitet werden.

Das Stellwerk sei absolut geeignet, sowohl von seiner Arbeit als auch der Ortlichkeit. Eine
Abtrennung von den Dealern kénnte moglicherweise durch eine bessere Ausleuchtung oder
raumliche Abtrennung zu erreichen; dies misse aber vor Ort geprtift und besprochen
werden. Weitere Konsumraume aul3erhalb des Stellwerkes kénnten die Situation insgesamt
entzerren; in Hamburg sehe man jedoch die Vorteile der Konzentration auf einen Standort.

Fir die Zukunft habe die Polizeidirektion Hannover keine Veranderungsvorschlage. Die
Situation sei Ubersichtlich, die Zusammenarbeit habe sich deutlich verbessert, der Dialog
sollte weiter gepflegt werden.

Herr Dr. von Wussow stellte sich als Leiter einer medizinischen Versorgungseinrichtung
am Siloah-Krankenhaus vor. Einleitend wolle er der Stadt Hannover danken, dass sie sich
um diese Patienten kimmere und sagte, es sei von grofiem Nutzen, dass Oxicodon so
verteilt werden kdnne, wie dies gehandhabt werde.

Besondere Sorge bereiteten ihm junge Frauen mit Kindern. Diese freuten sich um ihre
Kinder, kimmerten sich auch, aber ein tagliches Aufsuchen der Praxis zur Substitution fiele
ihnen oft schwer. Daher sei ein Procedere entwickelt worden, nach dem die Patientinnen
ziemlich schnell auf eine einmal wochentliche Substitution gebracht wirden. Dieses
Angebot gehe einher mit einer Reduzierung der Dosis und der MalRgabe, dass, mit
Ausnahme von Cannabis, keine weiteren Drogen genommen wiirden. Dies werde durch
konsequente Analyse von Urinproben Uberpriift. Durch diese schnelle Ricknahme der
Dosis werde auch das Selbstbewusstsein gestarkt und die Hoffnung genahrt, kiinftig
drogenfrei leben zu kdnnen. Dann beginne oft eine schwierige Phase, wenn noch 3-4 ml
gegeben werden mussten. Natirlich sei die Jugendhilfe wegen der Kinder haufig involviert,
aber solange keine unmittelbare Gefahrdung der Kinder absehbar sei, werde nicht
eingegriffen. Die psychosoziale Betreuung sei oft fern und nach seiner Kenntnis gebe es
keine Stelle, an die sich ein Arzt wenden konne, um fur die Patientin eine
Alltagsunterstitzung anzufragen.

Eine zweite Gruppe sei die von Russlanddeutschen, die arbeiteten und regelmafig
substituiert wiirden. Auch fiir diese Gruppe sei es von grof3em Vorteil, nur einmal in der
Woche das Substitut zu erhalten. Auch diese Menschen muissten die Moéglichkeit erhalten,
abstinent leben zu kénnen. Dazu ware es sehr wichtig, wenn sie sich mit anderen ehemalig
Substituierten treffen kdnnten um sich gegenseitig zu starken und neue Beziehungen
auflerhalb von Drogenkontakten anbieten zu kénnen.

Ratsfrau Klingenburg-Pilm dankte den Gasten fir ihre Vortrage sowie daflr, dass es
ihnen gelungen sei, sich an die engen Zeitvorgaben zu halten. Dies ermdgliche es dem
Sozialausschuss, abschliellende Fragen zur Vertiefung zu stellen.
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Auf Bitten von Ratsherrn Nicholls zu weiteren Ausfiihrungen zur Ubernachtungssituation
Obdachloser in Hamburg erlauterte Herr Méller, natirlich verfige auch die Hansestadt
Uber Obdachloseneinrichtungen, Ubernachtungsstatten usw. Das Projekt Nox, das dem
Beratungs- und Gesundheitszentrum angehére war urspriinglich eine Ubernachtungsstatte.
Inzwischen sei diese zu einer 24-Stunden-Einrichtung umgewandelt worden. Es gebe 35
Platze, auf denen wohnungslose, drogenabhangige Menschen, schlafen und betreut
wurden. 5 Platze seien 1-Tages-Platze, 10 fir ca. 1 Woche Aufenthalt und 20 um eine
gemeinsame Hilfeplanung zu erstellen. Die Nacht6ffnung sei gerade fir diese Klientel sehr
gut geeignet. Der enorme Vorteil der Einrichtung, der schlieRlich auch zur Entlastung des
Stadltteils gefiihrt habe, sei, eine vollwertige Alternative flr einen erlaubten Aufenthalt zu
bieten. Selbst an Sonntagen, wenn die Einrichtung geschlossen sei, hielten sich etliche
Personen im Umfeld der Einrichtung auf. Dadurch entstehe ausdrticklich kein rechtsfreier
Raum. Die Polizei beobachte die Situation und greife, mit Augenmal}, bei Bedarf ein.
Niemand, auch nicht die Anlieger, sei an einer Vertreibung der Szene interessiert. Die
Situation insgesamt bestehe so schon seit 2003 und kdnne als Erfolg gewertet werden.

Herr Leopold erganzte, Menschen, die Hilfe bendétigten wendeten sich an die
Einrichtungen, die diese gewahrten. Er habe Riickmeldungen aus der Wache am
Raschplatz erhalten, wonach sich Reisende nach den Hilfeeinrichtungen erkundigten. Mit
Zahlen kénne er hier leider nicht dienen. Polizeidirektion Hannover begrife die
Einrichtungen aufierordentlich und verhalte sich hier ahnlich, wie von Herrn Méller flr
Hamburg geschildert. Grofte Alternativen habe er nicht zu bieten; eine Dezentralisierung
biete weder fur die Hilfesuchenden noch fir die Polizei Vorteile.

Frau Patzold berichtete, dass einige Einrichtungen von Frauen nicht genutzt wirden, da sie
oft auch kérperliche Gewalterfahrungen machen mussten. Sehr gute Rickmeldungen gebe
es zur Einrichtung in der Langensalzastralie, bei der stets der Rlickzugsraum positiv
hervorgehoben wurde. Der von ihr in der Stellungnahme geschilderte Bedarf nach
Ruherdumen musse noch weiter konkretisiert werden. Ein Bereich davon sollte dann
ausschlieRlich Frauen vorbehalten werden. Diese Uberlegungen kénnten gemeinsam mit
anderen Einrichtungen erweitert werden, wenn ein entsprechendes Konzept erarbeitet
werde wirde.

Herr von Wussow betonte, Kinder missten so gut irgend moglich geschutzt, wenn immer
mdglich aber bei den Eltern gelassen werden. Abstinenzbehandlungen wiirden in der Regel
stationar durchgefiihrt; Kinder dirften nicht mitgebracht werden. Wenn dies geandert
werden kénnte, ware dies von grolem Vorteil. Er wiinsche sich bei der Jugendhilfe eine
Ansprechstelle, an die sich mit derartigen besonderen Problemen und Bedurfnissen
gewandt werden kdnne, damit méglichst schnell ein Angebot fiir die Patientinnen zur
Verflgung gestellt werden kbnne.

Ratsherr Forste sagte, auch aus medizinischer und psychiatrischer Sicht werde inzwischen
infrage gestellt, ob die Totalabstinenz Ziel sein misse, oder ob die Suchttoleranz nicht eher
anstrebbar sei. Hier scheine sich ein Paradigmenwechsel abzuzeichnen. Er frage sich
daher, ob nicht die Drogenverbotspolitik als gescheitert angesehen werden musse. In
Portugal seien auch harte Drogen nur noch eine Ordnungswidrigkeit, dort hatten sich die
Verhaltnisse nicht verschlimmert.

Herr Lenzen erklarte, jeder Mensch musse individuell betrachtet werden. Bei einigen seiner
Klienten stelle bereits der Wunsch nach kontrolliertem Konsum eine enorme Verbesserung
dar. Andererseits erlebe er auch, dass, wenn ehemals Drogenabhangige berichteten, wie
sie es geschafft hatten abstinent zu leben, dies fiir andere eine Initialzindung sei: ,Es ist
mdglich®.
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Ratsherr Albrecht erinnerte daran, dass seinerzeit die Konsumrdume in Hamburg,
Niedersachsen und Hessen aufgrund einer gemeinsamen Initiative eingerichtet worden
seien. Es interessiere ihn zu erfahren, ob auf dem Vorplatz gedealt werde und wenn nicht,
wo der Handel stattfinde, inwieweit der benachbarte August-Bebel-Platz Sorge bereite oder
ob er eventuell als Pufferzone diene. Dartiber hinaus frage er, wie die Nachsorge in
Hamburg organisiert sei.

Der medizinische Entzug werde heutzutage offenbar in nur noch wenigen Wochen
durchlaufen. Als er sich vor tiber 30 Jahren erstmals mit dieser Thematik befasst habe,
dauerte dies noch 6 Monate oder langer. Bei einem derartig kurzen Zeitraum scheine ihm
die Nachsorge umso wichtiger zu sein.

Herr Moller bestatigte, dass der August-Bebel-Platz als Pufferzone vorgesehen sei,
teilweise aber mitgenutzt werde. Der Vorplatz selbst biete keinen Sonnen- oder
Regenschutz, so dass sich die Menschen dann lieber im Park unter den Baumen aufhielten.
Als 2017 der G20-Gipfel in Hamburg stattfand, war die Polizei vornehmlich mit dessen
Sicherung befasst. Das habe dazu gefihrt, dass der Park auch vermehrt fiir
Drogengeschafte genutzt wurde. Dies habe sich inzwischen wieder normalisiert. Sicher
werde auf dem Vorplatz gedealt, jedoch nicht von professionellen Dealer (die gebe es mehr
in St. Pauli), sondern von selbst Drogen Konsumierenden. Der Vorplatz soll entsprechend
umgestaltet werden, damit der Park wieder seiner eigentlichen Nutzung dienen kann. Das
anliegende Museum fiir Kunst und Gewerbe habe eine Ausstellung zum Thema Social
Design durchgeflinrt, Objekt dessen war der Vorplatz. Aus dieser Ausstellung heraus werde
nun durch die Stadt Hamburg Sonnen- und Regenschutz sowie Sitzmoglichkeiten (keine
Banke, die dem Lagern dienen kdnnten, sondern Einzelsitze), Lichte und moglicherweise
ein Trinkwasserbrunnen installiert.

Nox selbst betreibe keine Nachsorge. Die Menschen, die dort unterkdmen seien akut
drogenkonsumierend. Die Platze selbst wiirden am Tresen der Beratungs- und
Kontaktstelle vergeben. Die 24-Stunden-Betreuung biete den Vorteil, dass die Menschen
erst einmal zur Ruhe kommen kénnten, um dann auch fir Beratungsgesprache offen zu
sein. Die Einrichtung Adaption sei einmalig. Viele Patienten kdmen aus dem gesamten
Bundesgebiet. Die Jugendhilfe e.V. biete selbst mit der Fachklinik Hamburg-Mitte eine
stationare medizinische Rehabilitation fiir Drogen- und Suchtmittelabhangige an.

Herr Kdster wies darauf hin, dass nach Anderung der BUB-Richtlinie die Arzte darliber
entschieden, ob eine psychosoziale Betreuung erforderlich ist. Er halte es fiir dringend
notwendig, klare Vorgabe dazu zu machen, dass alle Substituierten mit Minderjahrigen im
Haushalt zusatzlich in die psychosoziale Betreuung eingebunden wirden. Die STEP
gGmbH prife, wenn sie in Kontakt zu diesem Personenkreis stehe, auch in aufsuchender
Sozialarbeit das hausliche Umfeld und entscheide, ob zusatzliche Leistungen, wie ambulant
betreutes Wohnen erforderlich sei. Dabei werde das Wohnumfeld regelmafig aufgesucht,
um eine, potenziell vorhandene, Kindeswohlgefahrdung friihzeitig zu erkennen und dieser
entgegenzusteuern.

In diesem Zusammenhang wolle er auf die Leitlinien sowie die Kooperationsvereinbarung in
der Landeshauptstadt Hannover zwischen Jugendhilfe und Suchthilfe deutlich hinzuweisen.
Diese musse noch konsequenter in der Umsetzung Beachtung finden. Dies sei auch
kurzfristig moglich, um die Situation fur Kinder in diesen Haushalten sicherer zu machen.
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Fir die aufgekommene Frage, wie die zunehmende Digitalisierung akut drogenabhangigen
Menschen zusatzliche Unterstlitzung bieten kdnne, kdnne er sich fir die Akutversorgung die
Entwicklung eines ,Meldeportal* vorstellen, in dem freie Ubernachtungsplatze,
Entgiftungsplatze oder auch Substitutionsplatze aufgefiihrt seien. Fir die Klienten, die unter
enormem Leidensdruck stiinden sei es sehr entmutigend und nicht zumutbar, dutzende von
erfolglosen Anfragen zu unternehmen. Die Streetworker kdnnten Uber ein solches Portal
akut hilfebedurftigen Menschen entsprechende Hilfsangebote zuweisen und diese ggf. auch
buchen sowie den Kontakt herstellen. Dieses Portal kbnnte sicher mit wenig Zeitaufwand
sehr zeitnah umgesetzt werden. Zusatzlich kénnten die Beratungsstellen in das Portal
eingebunden werden.

Anknipfend an die Fragen in der heutigen Einwohner*innenfragestunde sei klar, dass die
entsprechenden Hilfenetzwerke viel starker in die Konzeptionierung von
Ubernachtungsstatten fiir Obdachlose eingebunden werden miissten. Aus seiner Sicht
reiche nicht das bloRe Bett zur Ubernachtung, sondern vielmehr sei auch eine qualifizierte
Betreuung, die mit der Moéglichkeit zu schlafen, kombiniert werde. Dartiber hinaus misse es
Tagesschlafplatze sowie dauerhafte Unterbringungsmadglichkeiten mit entsprechender
sozialpadagogischer Betreuung, idealerweise auch mit psychiatrischer Unterstiitzung, um
die gesundheitlichen Einschrankungen ebenfalls zu berticksichtigen, notwendig.

Die STEP gGmbH beobachte seit etwa einem Jahr, dass diejenigen, die psychosoziale
Unterstlitzung aufgrund komorbider Stérungen benétigten, zunehmend aus dem
Hilfeangebot ausschieden, weil es keine Verpflichtung hierzu mehr gebe. Dadurch kénnten
die in der psychosozialen Beratung Verbliebenen deutlich besser unterstitzt werden.

Herr Koster wies darauf hin, dass die akutmedizinische Versorgung (Entgiftung) schon
immer zeitlich knapp bemessen gewesen sei. Daran schliel3e sich die Entwdéhnung in teil-
oder ambulantstationarer Therapie an. Dies seien die von Ratsherrn Albrecht genannten 6
Monate. Mit der Klinik am Kronsberg kénne hier stadtnah Unterstitzung angeboten werden.
Danach erfolge die ambulante Nachsorge als abstinenzorientierte Fortfiihrung der
Entwdhnungsbehandlung, finanziert mafdgeblich tber den Rentenversicherungstrager.
Diese sei deutlich unterfinanziert und damit ein ,Zuschussgeschaft® fir die Trager, die es
anbdten. Nach wie vor gebe es vielfaltiges Hilfesystem mit allen Angebote in der Stadt
Hannover. Verbesserungswirdig sei der Zugang zu den MalRnahmen, damit diejenigen, die
sie bendtigten, auch dorthin gelangten.

Herr Dr. von Wussow machte darauf aufmerksam, dass nach dem Suchtmittel
unterschieden werden musse. Wahrend es bei Heroin einen kérperlichen Entzug gebe, der,
wenn es zlgig gehen solle, dringend stationar gemacht werden miisse. Dies seien die
genannten maximal 3 Wochen. Zwar sei der (koérperliche) Entzug auch ambulant méglich,
wobei die Dosis um jeweils 10 % reduziert werde. Der Patient erlebe dabei 2-3 furchtbare
Tage, bis sich das Gehirn an die reduzierte Dosis gewdhnt habe. Nach 1-3 Wochen sei
dann die nachste Reduzierung mdglich. Die ambulante Therapie biete den Vorteil, dass die
Patienten in ihrer gewohnten Umgebung feststellten, dass sie mit immer weniger Drogen
auskomme; das Selbstwertgeflihl steige.
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Die Langzeittherapie von 4-6 Monaten habe viel mit dem Geflihishaushalt der Patienten zu
tun. Einer der maRgeblichen Griinde fiir den Konsum von Kokain oder Heroin sei, dass
damit keinerlei negative Geflihle mehr spurbar seien. Dies sei ein so groRer Stimulus, dass
diese Drogen weiter genommen wiirden. Selbst Patienten, die aus voller Uberzeugung von
den Drogen wegkommen wollten, merkten dann, dass die negativen Gefiihle, von denen sie
dachten, sie seien verschwunden, wiederkamen. Dies sei der sehr miihsame und
langwierige Teil der Behandlung. Wenn es dann schlie3lich geschafft sei, ware eine
Institution, in der ehemals Drogenabhangige sich darliber austauschen, wie sie mit
kritischen Situationen oder negativen Gefiihlen umgehen kénnten.

Zur Fragen von Ratsherrn Jacobs ob es eine Anderung in der Altersstruktur / der
Zielgruppen gabe und wie Pravention sich darauf einrichte, sagte Frau Lehnert-Ott, sie sei
bei Prisma gGmbH fir die Praventionsarbeit zustandig. Hier wiirden insbesondere
Praventionsangebote von Schulen angefragt. Dabei (ibersteige die Nachfrage die
Méglichkeiten. Dartiber hinaus fragten auch immer mehr Betriebe an. Insgesamt sei es sehr
sinnvoll, mehr in den Multiplikatorenbereich zu investieren, was den vom Land
vorgegebenen Richtlinien zu Suchtpravention entspreche.

Herr Lenzen erganzte, das Neue Land e.V. erhalte vermehrt Anfragen zu Cannabis an
Schulen, da die Schulen die Notwendigkeit erkannt hatten, einen eigenen Handlungsplan
mit Moglichkeiten sowohl von Hilfe als auch Sanktion zu entwickeln. Teilweise wirden die
Schulen von dem Problem geradezu Uberrollt. Dies betreffe alle weiterflihrenden
Schulformen in &ffentlicher wie privater Tragerschaft. Auch beim Neuen Land e.V.
Ubersteige die Nachfrage deutlich die Moéglichkeiten, diese bedienen zu kénnen. Seit vielen
Jahren seien die Mitarbeitenden in der Innenstadt mit dem Projekt Fresh-Up unterwegs, um
Jugendliche aufzusuchen, die Alkohol und Drogen konsumierten. Am Opernplatz gebe es
seit langem Gothic-Treffen, mit Teilnehmenden aus dem ganzen Bundesgebiet. Viele der
Jugendlichen seien erstaunt, dass es Menschen gebe, die sich Zeit flir Gesprache nahmen.
Diese Angebote werden gerne in Anspruch genommen. Diese Szene sei aus Sicht des
Neuen Landes e.V. sehr wichtig und dirfe nicht vernachlassigt werden.

Frau Stadtmuller bat um Informationen, ob auch altere Menschen von Drogensucht
betroffen seien. Herr Dr. von Wussow erklarte, Stichtige, die nichts gegen ihre Sucht
unterndhmen, blieben auch im Alter dabei. Dies filhre dazu, dass sie immer mehr andere
Dinge vernachlassigten und nicht mehr sozial agieren kdnnten. Viele ,Neuslchtige* seien
auch unter Zuwanderern (wozu er ausdrtcklich auch Russlanddeutsche zahle) zu finden. In
ihren Herkunftslandern seien sie nicht auf derartiges vorbereitet worden.

Herr Bapat erganzte, das Durchschnittsalter in der offenen Drogenszene betrage etwa 40
Jahre. Was die harten Drogen wie Heroin oder Kokain betreffe, gebe es in den
vergangenen Jahren von immer weniger Nachwuchs.

Herr Gaenshirt sagte, in den Anfangsjahren seiner Arbeit in der Drogenszene habe er eine
Statistik Uber die Teilnehmer im Bauwagen gemacht, damals habe ein Heroinabhangiger
durchschnittlich 9 Jahre mit dieser Sucht gelebt. Entsprechend war das Klientel jlinger.
Inzwischen sei die grofite Gruppe die der 30-50-Jahrigen. Beispielsweise werde in Kiirze ein
Klient aufgenommen, der 64 Jahre alt sei. Die Altersstruktur spiele inzwischen in den
ambulanten Beratungsstellen keine Rolle mehr. Das sei friiher anders gewesen, als

Klienten nur bis 30/35 Jahre aufgenommen wurden. Teilweise gebe es auch Anderungen im
Leben, so dass Menschen erst mit 40 Jahren oder alter begannen, Drogen zu nehmen.
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Herr Moller bestatigte, auch in seiner Einrichtung in Hamburg liege das Durchschnittalter
bei ca. 40 Jahren. Als er vor 27 Jahren seine Arbeit in dem Bereich aufgenommen habe,
seien die Klienten deutlich jinger gewesen. Andererseits gab es mit 180 (inzwischen unter
70) deutlich mehr Drogentote im Jahr. In Hamburg mache man sich verstarkt Gedanken um
die immer alter werdenden aktiv Drogenkonsumierenden. Wer lange Drogen konsumiere
sei aulderdem koérperlich deutlich um mehrere Jahre vorgealtert. Es missten dringend
Uberlegungen zu Alten- und Pflegeheimen fiir diese noch aktiv Drogenkonsumierenden
angestellt werden. Hamburg habe damit inzwischen begonnen.

Die Anhorung wurde durchgefiihrt

TOP 5.

Antrag der Gruppe LINKE & PIRATEN zur Wohnraum-Zweckentfremdungssatzung fir
Hannover

(Drucks. Nr. 2903/2019)

Beigeordneter Machentanz stellte den Antrag seiner Gruppe vor. Uberall im Stadtgebiet
seien Leerstande und Umwandelungen von Wohnraum in pensionsartige Raumlichkeiten zu
beobachten. Bei dem hohen Bedarf an Wohnraum seien diese Zweckentfremdungen nicht
zu tolerieren.

Ratsherr D6ring meinte, der von Beigeordnetem Machentanz geschilderte Eindruck kénne
durchaus zutreffen. Allerdings seien weder bei der Stadtverwaltung noch bei den Mitgliedern
des Rates belastbare Daten Uber das Ausmal’ und die regionale Verteilung in der Stadt
bekannt. Auch wolle er darauf hinweisen, dass eine Untervermietung, auch Gber Portale, im
Mietvertrag geregelt sein kdnne. Von einer Rechtswidrigkeit kénne dann nicht mehr
gesprochen werden, da sich der Hauptmieter regelkonform verhalte. Nicht einmal Gber eine
Wohntraumzweckentfremdungssatzung kénne eine Untervermietung in diesen Fallen
verhindert werden.

Es gab gute Griinde, die Wohnraumzweckentfremdungssatzung aufzugeben, zumal
inzwischen Arbeiten und Wohnen immer mehr verbunden wurden. Es sei sicher nicht im
Interesse der antragstellenden Gruppe zu verhindern, dass freiberuflich Tatige, wie bspw.
IT-Entwickler*innen, ihre Tatigkeit von zuhause austibten. Auch diese Frage sei im Vorfeld
zu klaren.

Zunachst mussten Daten darlber vorliegen, in welchem Umfang und in welchen Stadtteilen
Wohnraum in Hannover nicht zum Wohnen genutzt werde. Daher pladiere er fur die
Annahme des Anderungsantrages.

Ratsherr Nicholls wies darauf hin, dass sich die Politik bereits seit einiger Zweit mit der
Frage der méglichen Zweckentfremdung von Wohnraum befasse. Der Stadtbezirksrat Nord
sei dazu bereits 2017 tatig geworden. Zu dem Zeitpunkt war die rechtliche Grundlage dazu
auf Landesebene noch nicht vorhanden. Gleichwohl sei sicher festzustellen, (auch wenn
sich die Verwaltung trotz mehrfacher Anfragen nicht im Stande sah, dies mit Daten flr
einige innenstadtnahe Stadtteile zu belegen,) dass ein Blick auf die einschlagigen Portale
den Eindruck hinterlasse, dass Zweckentfremdung von Wohnraum stattfinde . Offenbar
wurden ganze Gebaude in Ferienwohnungen umgewandelt und flhrten dazu, dass immer
mehr Bereiche von den Besucher*innen als eine Art ,Partymeile® genutzt wirden.
Ausdricklich gehe es nicht um Wohnungen, die von den Mieter*innen oder
Eigentimer*innen selbst als Buro fir ihre freiberufliche Tatigkeit genutzt wiirden. Es sei bei
der Datenerhebung insbesondere eine Methode zu wahlen, die die Blrokratie dabei
mdglichst gering halte. Im Stadtbezirksrat Nord habe es zu dem Thema am
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09. September 2019 eine Anhérung gegeben, bei der der Staatsrat des Hamburger Senates
sehr hilfreiche Hinweise dazu gegeben habe, wie dies dort gehandhabt werde. Bspw. werde
in Abstimmung mit den Portalen eine sog. Wohnraumschutznummer vergeben, anhand
derer die Kontrolle entsprechender Angebote (die grundsatzlich zulassig seien) ermdglicht.

Eine Wohnraumzweckentfremdungssatzung sei sicher nicht fir das gesamte Stadtgebiet
erforderlich, sondern nur fir die stark betroffenen Bereiche. Dort allerdings misse sie zigig
umgesetzt werden.

Ratsherr Albrecht sagte, ein Einschreiten sei aus seiner Sicht bereits jetzt moglich, wenn
ausgewiesener Wohnraum dauerhaft gewerblich genutzt werde. Dies gabe das Baurecht
her, wenn es in den Bebauungsplanen entsprechende Vorgaben gebe.

Stadtratin Beckedorf zitierte aus § 1, Abs. 1, Satz 1 und 2 des Niedersachsischen
Niedersachsisches Gesetz Uber das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum
(NZWEWG) vom 27. Marz 2019: ,Gemeinden kdnnen flr Gebiete, in denen die
ausreichende Versorgung der Bevolkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen
Bedingungen besonders gefahrdet ist (Gebiete mit Wohnraummangel), durch Satzung
bestimmen, dass Wohnraum nur mit Genehmigung der Gemeinde anderen als
Wohnzwecken zugeflhrt werden darf (Zweckentfremdung). Die Satzung darf nur erlassen
werden, wenn die Gemeinde dem Wohnraummangel nicht auf andere Weise mit
wirtschaftlich und zeitlich vertretbaren Mitteln und in angemessener Zeit abhelfen kann.*

Einstimmig, mit den Anderungen aus Drucks. Nr. 3309/2019

TOP 5.1.
Anderungsantrag der Fraktionen der SPD, Biindnis 90/Die Griinen und der FDP zur

Drucksache Nr. 2903/2019: Wohnraum-Zweckentfremdungssatzung fiir Hannover
(Drucks. Nr. 3309/2019)

Diskussionsbeitrage siehe Tagesordnungspunkt 5.

10 Stimmen dafiir, 1 Stimme dagegen, 0 Enthaltungen

TOP 6.

Antrag der Gruppe LINKE & PIRATEN zur Entwicklung eines Konzeptes zur
Verhinderung von Zwangsraumungen

(Drucks. Nr. 3266/2019)

Beigeordneter Machentanz begriindete den Antrag seiner Gruppe. Nach Angaben der
Verwaltung gab es in Hannover in 2018 400 Zwangsraumungen. Es sei deutlich geworden,
dass nicht einmal ein Konzept vorliege, bei den Zwangsraumungen seien auch keine
Mitarbeiter*innen der Stadt anwesend, um den Menschen in dieser heiklen Situation
entgegen kommen zu kénnen. Vor 3 Jahren habe er eine Zwangsraumung miterlebt und
hatte gerne mit einem*r anwesenden Mitarbeiter*in gesprochen. Leider sei niemand da
gewesen und er habe selbst mit der betroffenen Person das Wohnungsamt aufsuchen
mussen.

Es misse ein Konzept entwickelt werden, um Wohnungslosigkeit durch Zwangsraumungen

gar nicht erst entstehen zu lassen. Dies sei auch volkswirtschaftlich von Vorteil, da dann
kein Geld fur die entsprechende Sozialarbeit ausgegeben werden misse.
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Ratsherr D6ring wies darauf hin, dass Frau Stadtratin Beckedorf in der Ratsversammlung
am 28.11.2019 ausfihrlichst auf eine Anfrage der Gruppe LINKE & PIRATEN sowie
umfangreiche Nachfragen des Herrn Beigeordneten Machentanz zu Zwangsraumungen in
der Landeshauptstadt Hannover geantwortet und Konzepte vorgetragen habe. Nahezu die
gesamte Fragestunde sei flr diesen Fragebereich genutzt worden. Wenn das Ergebnis des
Vortrages, in dem die umfangreichen praventiven Mallnahmen zur Verhinderung von
Zwangsraumungen und Wohnungslosigkeit vorgestellt wurden in dem Ergebnis miindeten,
es musse ein Konzept erstellt werden, halte er dies fur befremdlich.

Aus seiner Sicht gebe es keinen Bedarf fir diese Antrage, da die Konzepte einschlief3lich
sozialarbeiterischer MalRnahmen bereits vorlagen.

Ratsherr Nicholls erinnerte an eine Anfrage seiner Fraktion zu wohnraumerhaltenden
Hilfe, die in der Ratsversammlung am 28.03.2019 ausflhrlich zur Spannbreite der
wohnungserhaltenden Hilfen, die seitens der Landeshauptstadt Hannover erbracht werden,
beantwortet worden sei. Die Stelle fir wohnungserhaltende Hilfen erhalte vom Amtsgericht
Hannover Kenntnis Uber alle Termine von Zwangsraumungen in der Stadt, unabhangig vom
Klagegrund. Jeder Haushalt werde mit einer Postkarte angeschrieben, mit der Bitte, sich zu
melden. Es erfolge nicht nur eine Meldung, sondern durchaus mehrere Riickfragen. Im
Protokoll Gber die genannte Ratsversammlung sei nachzulesen, wie dezidiert und auf
welchen Ebenen guten Arbeit, auch zur kommunalen Wohnungsvermittlung und ggf.
Unterbringung, geleistet werde.

Beigeordneter Machentanz machte darauf aufmerksam, dass er in der Ratsversammlung
am 28.11.2019 nachgefragt habe, ob der Verwaltung bekannt sei, wo sich die Menschen ein
Jahr nach der Zwangsraumung aufhielten. Dies sei der Verwaltung in den wenigsten Fallen
bekannt gewesen. Wenn Menschen in ihrer elementaren Krisensituation eine Postkarte
erhielten, sei dies keineswegs ausreichend. Er erwarte, dass sich die Verwaltung bereits zu
einem friiheren Zeitpunkt kimmere.

Herr Ulrichs sagte, Menschen, denen der Wohnungsverlust drohe, hatten bereits einige
Zeit zuvor begonnen, ihre Post nicht mehr zu 6ffnen. Die kleinen weilien Postkarten, die die
Stadtverwaltung versende, kénnten schnell Ubersehen werden. Es sei bekannt, dass
aufsuchende Hilfe das zu wahlende Mittel sei und nicht eine Aufforderung, zu einer Behorde
zu gehen. Die Wohnung gehe verloren, gerade weil es Schwierigkeiten mit Behorden gebe.
Sicher sei die Stadt Hannover in ihren Bemihungen bestrebt, Hilfe anzubieten. Ob dies
ausreiche, wolle er nicht beurteilen. Eine Postkarte sei jedoch deutlich nicht das Mittel der
Wahl, wenn Menschen geraumt wirden oder drohten, ihres Wohnraumes verlustig zu
werden. Hier misse aufsuchende Sozialarbeit betrieben werden. Es ware interessant zu
erfahren, wie viele Sozialarbeitende von Zwangsraumung bedrohte Mieter‘innen aufsuchten
und wie viele Haushalte insgesamt besucht wirden.

Herr Liidtke sagte, bei den Wohnungserhaltenden Hilfe seien 4 Mitarbeitende beschaftigt,
die auch Hausbesuche machten, um die Menschen zu erreichen. Sollte jemand persdnlich
nicht erreichbar sein, werde eine Postkarte hinterlassen, da die Erfahrung gezeigt habe,
dass Briefe nicht mehr gedffnet wiirden, aber eine Postkarte wahrgenommen werden kann,
ohne dass diese, wie ein Brief ,gedffnet” werden musse.
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Herr Nicholls zitierte aus der Antwort der Verwaltung zur Anfrage seiner Fraktion zu
wohnraumerhaltende Hilfen, nachzulesen im Protokoll Giber die Ratsversammlung am
28.03.2019: ,....Dies fihrt allerdings auch dazu, dass viele Beklagte in einem
Raumungsverfahren ihre Briefe nicht mehr 6ffnen. Daher werden Postkarten versandt.
Erfolgt von dem angeschriebenen Haushalt keine Reaktion, wird ein unangemeldeter
Hausbesuch durchgefihrt. Sollte niemand angetroffen werden, wird eine Visitenkarte im
Briefkasten oder direkt an der Wohnungsttr hinterlegt mit der Bitte um Ruckruf .“

Er gehe daher davon aus, dass die Verwaltung bereits jetzt einiges unternehme, um die
Menschen in ihrer schwierigen Situation zu erreichen.

Ratsherr Albrecht erklarte, die beiden genannten Anfragen in den Ratsversammlungen
hatten deutlich gemacht, dass die Verwaltung bereits Konzepte verfolge. Der heutige
Antrag, ein Konzept vorzulegen, sei vor diesem Hintergrund tberflissig.

1 Stimme dafiir, 10 Stimmen dagegen, 0 Enthaltungen

TOP 7.

Antrag der Gruppe LINKE & PIRATEN zur Entwicklung eines Konzeptes zur
Verhinderung von Stromsperren

(Drucks. Nr. 3267/2019)

Beigeordneter Machentanz wies auf die Antwort der Verwaltung zur Anfrage seiner
Gruppe in der Ratsversammlung am 28.11.2019 hin, in der die Verwaltung erklart habe, sei
halte die Erstellung eines Konzeptes zu dem Thema nicht fir ihre Aufgabe. Dies bedauere
er sehr. Zwar habe sich die Anzahl der Stromsperren innerhalb von 5 Jahren halbiert, aber
daran sei weiterzuarbeiten; jede einzelne Stromsperre sei eine zu viel.

Ratsherr Doring erinnerte daran, dass Frau Stadtratin Beckedorf in der Ratsversammlung
am 28.11.2019 auch ausfiuhrlichst auf eine Anfrage der Gruppe LINKE & PIRATEN sowie
umfangreiche Nachfragen des Herrn Beigeordneten Machentanz zu Stromsperren
geantwortet und die Konzepte zur Verhinderung von Stromsperren vorgetragen habe.
Nahezu die gesamte Fragestunde sei fir diesen Fragebereich zu Zwangsraumungen und
Stromsperren genutzt worden.

Ratsherr Albrecht machte auf den Enercity-Hartefonds, der von Enercity aus eigenem
Antrieb installiert und mit eigenen Mitteln ausgestattet sei und dafiir sorge, dass Kunden,
bei denen eine Sperre der Energie- oder Wasserversorgung eine besondere Harte
darstellen wirde, aufmerksam. Vor diesem Hintergrund kdnne er nicht erkennen, dass
nicht, oder konzeptionslos gehandelt wirde.

1 Stimme dafiir, 10 Stimmen dagegen, 0 Enthaltungen
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TOP 8.
Standortentscheidung: Unterbringung von Personen in der Kleefelder StraRe 31
(Drucks. Nr. 3217/2019)

Ratsfrau David sagte, ihre Fraktion habe sich sehr Gber diese Drucksache gefreut,
insbesondere vor dem Hintergrund der unter Tagesordnungspunkt 4 durchgefiihrten
Anhdrung, zumal hier offenbar Uberlegt werde, Manner und Frauen getrennt voneinander
unterzubringen. Sie wiinsche sich sehr, dass ein verstarktes Augenmerk auf wohnungs- und
obdachlose Frauen gelegt werde, die in der 6ffentlichen Wahrnehmung inzwischen
vermehrt in Erscheinung traten, nachdem ihre Situation friiher weniger offensichtlich war.

Ratsherr Albrecht fragte, ob bereits ein Unterbringungskonzept vorliege. Urspriinglich
sollte in der heutigen Sitzung die Satzung Uber die Unterbringung Obdachloser und
Geflichteter in der Landeshauptstadt Hannover (Drucks. Nr. 3321/2019) behandelt werden,
in der von verschiedenen Wohnarten und Wohnformen die Rede sei. Es interessiere ihn zu
erfahren, ob in der Kleefelder Stralle 31 eher ein Wohnprojekt oder ein Wohnheim
angedacht sei.

Auch interessiere ihn zu erfahren, wie viele Platze es geben und wie hoch die Kosten der
beschriebenen umfangreichen Umbauarbeiten sein werden.

Herr Ludtke erklarte, von der Beschaffenheit sei der Standort eher fir ein Wohnprojekt
geeignet, da alle Bewohner*innen eine eigene, wenn auch kleine, abgeschlossene
Wohneinheit habe werden. Allerdings sei ein Wohnprojekt auf 100, ein Wohnheim auf 150
Platze begrenzt.

Wie in der Drucksache beschrieben, sei der Ankauf getrennt von der Standortentscheidung
zu betrachten. Uber den Standort solle in 6ffentlicher Sitzung beraten und entschieden
werden. Die vertrauliche Drucksache zu Kauf werde auch die entsprechenden
Umbaukosten aufflihren, da diese in unmittelbarem Umfang zum Kauf stlinden.
Einstimmig

TOP 9.

Satzung uber die Unterbringung Obdachloser und Gefliichteter in der
Landeshauptstadt Hannover

(Drucks. Nr. 3321/2019 mit 2 Anlagen)

Auf Wunsch der Biindnis 90/Die Griinen in die Fraktionen gezogen

TOP 10.

13. Deutscher Seniorentag in der Landeshauptstadt Hannover — 16.-18.06.2021, HCC
(Informationsdrucksache Nr. 3262/2019)

Ohne Aussprache.

Zur Kenntnis genommen
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TOP 11.
Bericht der Dezernentin

Stadtratin Beckedorf sagte, ihr Iagen keine Punkte zum Bericht vor.

Ratsfrau Klingenburg-Piilm schloss die Sitzung.

Konstanze Beckedorf Hanebeck
Stadtratin fir das Protokoll
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Sozialausschuss 20.01.2020

Wie greifen Ansatze der Drogenhilfe am besten

Exkurs: Phasen der Veranderungsbereitschaft
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STEP

Wie greifen Ansatze der Drogenhilfe (akzeptanz- und
abstinenzorientiert, konsumfreie Raume oder
Konsumraume, Einzelfallhilfe oder
GroBraumversorgung) in Zusammenarbeit mit Polizei
und Ordnungsdienst am besten?

 Die verschiedenen Anséatze schlief3en sich bei der STEP nicht
gegeneinander aus, sie bauen vielmehr aufeinander auf

« Das Suchthilfesystem ist in alle Richtungen durchlassig
» Ressourcenorientierung und Motivationsstarkung

* Im Niedrigschwelligen Bereich hat sich die intensive
Kooperation zwischen Polizei und Stellwerk bewahrt

www.step-niedersachsen.de Fachabteilung Niedrigschwellig / Fachabteilung Beratung
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STEP

Wo will die Landeshauptstadt Hannover im Jahr 2025
in der Drogenhilfe stehen?

« Das bestehende, sehr gut funktionierende System wurde erhalten und
ausgebaut

« Mdoglichkeiten der Digitalisierung sind ausgebaut und nutzbar

« Kooperation, Zusammenarbeit und die Bildung von
trageribergreifenden Kompetenzpools wurde aktiv vorangetrieben.

« Zugehende/ abholende Angebote wurden ausgebaut, um noch mehr
Menschen an das Hilfesystem anzubinden. Synergieeffekte werden
wo moglich kostenneutral her gestellt, fiUr neue Angebote werden
ausreichend Mittel zur Verflgung gestellt.

« Neue Angebote: Tagesschlafplatze, Streetworkmobile,
niedrigschw. medizinische Versorgung (Somatisch und Psychiatrisch)

* Den Anbietern der Hilfeangebote wird Planungs- und
Finanzierungssicherheit als Grundlage ihrer Leistungen zugebilligt

www.step-niedersachsen.de Fachabteilung Niedrigschwellig / Fachabteilung Beratung



Sozialausschuss 20.01.2020

Sind ausstiegsorientierte Angebote in Hannover noch
erreichbar und ausreichend vorhanden?

« Gesamthilfesystem in Hannover ist gut ausgebaut
* Angebote der Suchthilfe der STEP sind Teilhabeorientiert

» Frage der Erreichbarkeit muss differenziert betrachtet werden:
gesellschaftliches Stigma verstarkt Angst, Scham und Hemmungen

» Ausstiegsorientierten Angebote der Suchthilfe sind gut ausgelastet.
Erreichen mit ihrem Angebot aber nur einen Teil der Menschen aus
der offenen Drogenszene

« Bedarf an zusatzlichen und differenzierten Angeboten, unter
Berucksichtigung von Lebenssituation und Motivationslage.
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Notruf Suchtberatung der Fachverbande 2019
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Eine gut ausgebaute kommunale Suchthilfe und frihere
Hilfen kbnnen Leben retten! Sie stehen fir:

« niedrigschwellige Zugangsmoglichkeiten zu einem eV
qualifizierten Hilfeangebot, auch digital, Vv
« Raum zur Entwicklung einer vertrauensvollen EME
Beziehung, um weitergehende Hilfeleistungen wie =T
Beratung, Vermittlung oder Behandlung erst zu ==z fdr e
ermdglichen o
. . . Fachverband
Erfolgreiche Suchtberatung gibt es nicht zum SuchteV. ®
Nulltarif! 3
Suchtberatung kann nur mit einer stabilen, verlasslichen m
und kostendeckenden Finanzierung gelingen! Zeigen Sie = i

suchtkranken Menschen und inren Angehorigen, dass sie e
nicht allein sind. Helfen Sie den Einrichtungen dabei,
diesen Menschen zu helfen.

Deshalb bitten wir Sie um Ihre Unterstitzung!

www.step-niedersachsen.de
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Vielen Dank fur lhre Aufmerksamkeit

Bei Fragen sprechen Sie uns an :

Vikas Bapat Torsten Koster

Leitung FA Niedrigschwellig Leitung FA Beratung
Stellwerk STEP gGmbH
Augustenstr. 10 Odeonstr.14

30161 Hannover 30159 Hannover

Mobil: 0177-8893116 Mobil: 0157-33331036
Mail: vikas.bapat@ Mail: torsten.koester@

step-niedersachsen.de step-niedersachsen.de

www.step-niedersachsen.de Fachabteilung Niedrigschwellig / Fachabteilung Beratung
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Gruppe im Rat der Landés;haumsta

Schmiedestrafe 39
30159 Hannover

In den Stadtentwicklungs- und Bauausschuss, Gruppenvorsitzender
den Sozialausschuss, Dirk Machentanz
den Ausschuss fiir Haushalt, Finanzen und Rechnungsprufung

den Verwaltungsausschuss, : Obert

die Ratsversammiung

® 0511- 16832600
Z 0511-16832608

\inkeipxrati?@hammer—rat.de
j%i‘} e

1. 11 ADLO

{CCAL 7

05.11.2019

Antrag gemaB §10 der Geschaftsordnung des Rates der Landeshauptstadt Hannover
Wohnraum-Zweckentfremdungssatzung fir Hannover
Die vorgenannten Ausschidsse, sbwie der Rat der Stadt Hannover mogen beschlieBen:

1. Der Rat der Stadt Hannover stellt fest, dass die Stadt Hannover im Sinne des §1 des
Niedersachsischen Gesetzes Uber das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum (NZWEWG)
als Gebiet zahlt, in dem ,die ausreichende Versorgung der Bevolkerung mit Mietwohnungen zu
angemessenen Bedingungen besonders gefahrdet” ist’, die LHH also ein Gebiet mit
Wohnraummangel ist.

2. Die Verwaltung wird daher beauftragt, zu den néchsten jeweils erreichbaren Sitzungen der
vorgenannten Ausschisse, sowie der Ratsversammiung einen Entwurf fiir eine Wohnraum-
7weckentfremdungssatzung fur Hannover zur Beschlussfassung vorzulegen.

Begriindung:

Der Niedersachsische Landtag hat am 27.03.2019 das Gesetz iber das Verbot der
7weckentfremdung von Wohnraum (NzwEWG) beschlossen.

Dieses Gesetz erméachtigt die Gemeinden fiir ihr Gebiet Zweckentfremdungssatzungen zu beschlieBen,
wenn auf ihrem Territorium Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen nicht zur Verfligung
stehen und daher die Wohnraumversorgung gefahrdet ist.

Danach wird die Umwandlung von Wohnraum fiir andere Zwecke, die bauliche Veranderung von
Wohnraum, die Umwandlung von Wohnungen in Ferienwohnungen, auBerdem der Leerstand und auch
die Beseitigung von Wohnraum von einer behdrdlichen Genehmigung abhangig gemacht, die nur unter
besonderen Voraussetzungen zu erteilen ist. Fiir VerstoRe gegen das Gesetz trifft das Gesetz
Vorkehrungen in Form von BuBgeldvorschriften.

N J T hH
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Dirk Machentanz

' itiert nach NZWEWG, §1, Abs. 1
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Gemeinsamer Antrag
( Antrag Nr. 3309/2019 )

Eingereicht am 18.12.2019 um 10:07 Uhr.

Stadtentwicklungs- und Bauausschuss, Ausschuss fiir Haushalt, Finanzen- und
Rechnungspriifung, Sozialausschuss, Verwaltungsausschuss, Ratsversammlung

Anderungsantrag der Fraktionen der SPD, Biindnis 90/Die Griinen und der FDP zur
Drucksache Nr. 2903/2019: Wohnraum-Zweckentfremdungssatzung fiir Hannover

Antrag
zu beschlieBen:

Die Verwaltung wird aufgefordert, schnellstméglich Zahlen vorzulegen, aus denen
hervorgeht, wie viele Wohnungen in Hannover dauerhaft nicht zum Wohnen zur Verfiigung
stehen und welche Auswirkungen dies auf den Wohnungsmarkt hat.

Gleichzeitig wird die Verwaltung aufgefordert, bis zur Sommerpause die finanziellen und
personellen Auswirkungen einer moglichen Wohnraumzweckentfremdungssatzung
darzustellen.

Begrindung

Die Lage auf dem Wohnungsmarkt in Hannover ist angespannt. Aufgrund der gednderten
Landesgesetzgebung, die nunmehr den Beschluss kommunaler
Wohnraumzweckentfremdungssatzungen ermdglicht, ist es daher flir Hannover sinnvoll, zu
ergriinden, ob die dauerhafte Nutzung von Wohnraum fiir nicht permanente Wohnzwecke
(wie z.B. durch dauerhafte Airbnb-Vermietungen) in der Stadt ein Problem ist und wie hoch
die Kosten fir Mallnahmen einer Regulierung dieser Wohnraumzweckentfremdungen
waren.

Lars Kehlich Dr. Freya Markowis Wilfried H. Engelke
Fraktionsvorsitzender Fraktionsvorsitzende Fraktionsvorsitzender

Hannover/ 18.12.2019
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Gruppe im Rat der Landhatstadt Hannover
SchmiedestraBe 39

30159 Hannover

Gruppenvorsitzender
Dirk Machentanz

In den SOZIaIagsschuss, ® 0511-168 326 00
den Stadtentwicklungs- und Bauausschuss, 2 0511- 168 326 08
den Verwaltungsausschuss,

die Rat | linke.piraten@hannover-rat.de
e Ratsversammiun 2l
8 LYol

6.12.2019
Antrag gemaB §10 der Geschéftsordnung des Rates der Landeshauptstadt Hannover
Konzept zur Verhinderung von Zwangsrdaumungen entwickeln

Die Verwaltung wird aufgefordert, bis Mirz 2020 ein Konzept vorzulegen, wie in Zukunft
Zwangsrdaumungen vermieden werden kénnen.

Begriindung:

Laut Angaben der Verwaltung gab es 2018 in Hannover 400 Zwangsrdaumungen. Ist erstmal
die Wohnung weg, wird es ganz schwer aus der verhangnisvollen Abwértsspirale heraus zu
kommen. Nicht selten steht am Ende Obdachlosigkeit. Sozialpolitisch sind das 400
Einzelschicksale mit Multiplikator-Effekten bis hin zur offenen Stigmatisierung. Auch immer
mehr Kinder und alleinerziehende Frauen sind davon betroffen.

Aber auch aus volkswirtschaftlichen Erwagenden heraus ist die Praxis der Zwangsrdumungen
ein gesellschaftlicher und finanzpolitischer Amoklauf. Jede Zwangsraumung ist mit

erheblichen Kosten verbunden.

Dieses Geld sollte unserer Auffassung nach zur Vermeidung solcher Zwangssituationen
verwendet werden.

DL Ao LA e

Dirk Machentanz
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Gruppe im Rat der Landeshauptstadt Hannover

SchmiedestraBe 39
30159 Hannover

Gruppenvorsitzender

; Dirk Machentanz
In den Sozialausschuss,

den Ausschuss fir Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und ® 0511-16832600
Liegenschaftsangelegenheiten, = 0511-16832608
den Verwaltungsausschuss, linke.piraten@hannover-rat.de
die Ratsversammlung A

6.12.2019

Antrag geméal §10 der Geschéftsordnung des Rates der Landeshauptstadt Hannover
Konzept zur Verhinderung von Stromsperren entwickeln

Die Verwaltung wird aufgefordert, bis Marz 2020 ein Konzept vorzulegen, wie in Zukunft
Stromsperren vermieden werden konnen.

Begriindung:
Auf Grund unserer Anfrage in der letzten Ratssitzung wurde 6ffentlich, dass erfreulicherweise
die Anzahl der Stromsperren in Hannover in den letzten jJahren im Gegensatz zu anderen

Regionen signifikant gesunken sind. Gleichzeitig sind 2.400 Stromsperren in 2018, 2.400 zu
viel.

Es sind 2.400 Einzelschicksale denen geholfen werden muss.

Dirk Machentanz

Seite 1von 1



Beschluss-
Landeshauptstadt Hannover drucksache
In den Stadtbezirksrat Mitte
In den Stadtentwicklungs- und Bauausschuss Nr.[3217/2019
In den Sozialausschuss
In den Verwaltungsausschuss Anzahl der Anlagen |0
In die Ratsversammlung 2u TOP

Standortentscheidung: Unterbringung von Personen in der Kleefelder StraRe 31

Antrag,
die Verwaltung zu beauftragen

unter dem Vorbehalt des Grunderwerbs durch die Landeshauptstadt Hannover in der
Kleefelder Straf’e 31 eine Unterkunft fiir Personen einzurichten und zu betreiben.

Beriicksichtigung von Gender-Aspekten

Die Unterkunft in der Kleefelder Strale ist aufgrund der Baulichkeit vorrangig fiir
Einzelpersonen geeignet. Ob dort alleinstehende Frauen oder Manner oder gegebenenfalls
beide Personengruppen untergebracht werden, entscheidet die Verwaltung zu einem
spateren Zeitpunkt anhand des dann akuten Bedarfes. In der Unterkunft sollen mindestens
10 barrierefreie Unterbringungsplatze geschaffen werden.

Kostentabelle

Die finanziellen Auswirkungen des Kaufes sowie die notwendigen Modernisierungs
mafRnahmen und die lGbrigen Bedingungen des Kaufvertrages, werden den zustandigen
Gremien in einer vertraulichen Beschlussdrucksache vorgelegt Auch die Kosten fiir den
Betrieb (Betreibervertrag), werden den Gremien nach Durchfiihrung eines Vergabe-
verfahrens zu einem spateren Zeitpunkt vorgelegt.

Begriindung des Antrages

Im Jahr 1967 hat die Landeshauptstadt Hannover das Grundstilick Kleefelder Stralle 31 an
die Stiftung Hannoversche Kinderheilanstalt (nachfolgend Stiftung genannt) zur Errichtung
eines Schwesternwohnheims verkauft. Der Kaufpreis wurde vom damaligen Amt fir
Krankenanstalten ibernommen. Die Gebaude wurden von der Stiftung errichtet.

Der Kaufvertrag sieht vor, dass die Landeshauptstadt Hannover einer Weiterverauf3erung
zustimmen muss. Sie kann in diesem Fall auch ein vertraglich vereinbartes



Wiederkaufsrecht ausiiben.

Die Gebaude werden derzeit noch flir Pflegepersonal flir Wohnzwecke genutzt Die Anlage
entspricht aber nicht mehr den heutigen Anforderungen und die Stiftung mdchte sich davon
trennen. Fur Auszubildende hat die Stiftung ab 2020 eine andere Lésung auf dem privaten
Markt gefunden.

Die Stiftung ist auf die Landeshauptstadt Hannover zugekommen, um die verschiedenen
Mdoglichkeiten zu erdrtern. Die Stiftung will den Erl6s fir das neue Mutter-Kind-Zentrum AUF
DER BULT einsetzen.

Da die Landeshauptstadt Hannover selbst groRen Bedarf an Flachen zur Erflillung ihrer
eigenen Aufgaben hat, wurden verschiedene Nutzungsmaoglichkeiten gepriift. Im Ergebnis
stellte sich heraus, dass die Gebaude sehr gut flr die Unterbringung von Personen genutzt
werden kdénnen.

Das Objekt besteht aus drei drei- bis flinfgeschossigen Hausern und bietet Platz fiir
insgesamt ca. 100 Personen. Neben einer grolen Anzahl an Einzelzimmern mit ca. 18 gm,
gibt es auch wenige grof3e Appartements. Die Einzelzimmer verfligen alle tber ein kleines
Badezimmer mit Waschbecken und teilweise Dusche. Diese Zimmer sollen im Rahmen einer
Modernisierung alle mit WC und Dusche ausgestattet werden. Daruiber hinaus sollen die
Zimmer kleine Pantrykiichen erhalten. Bisher gibt es im Gebdude Gemeinschaftstoiletten
und - kuchen.

Nach einem entsprechenden Umbau kdnnten die untergebrachten Personen dann in kleinen
Einzimmerappartements leben. Die Unterkunft wiirde damit iber einen qualitativ guten und
zukunftsweisenden Standard verfiigen und entspricht den Anforderungen aus der DS
0863/2019.

Zudem sind im Rahmen eines neuen Bauantrages zusatzliche Anforderungen an den
Brandschutz, wie beispielsweise zusatzliche bauliche Rettungswege, zu erwarten.
Ansonsten ist das Gebaude dem Alter entsprechend in einem guten nutzbaren Zustand.

Mit dem Haushaltsbegleitantrag H-0184/2017 wurde die Verwaltung beauftragt, zwei neue
Standortvorschlage fur Obdachlosenunterkinfte zu erarbeiten. Dafir hat die Verwaltung mit
der Drucksache 0492/2018 verschiedene neue Obdachlosenunterkiinfte (Neubau und
Umnutzung von Flichtlingswohnheimen) beschlieRen lassen. Einer der beschlossenen
Standorte (Karl-Immhoff-Weg) konnte nicht realisiert werden, weil mittlerweile eine private
Initiative auf dem Grundsttick ein ,Housing First-Projekt” flir Obdachlose realisiert. Die hier
vorgeschlagene Unterkunft in der Kleefelder Strale 31 ersetzt diese fehlende Unterkunft.

Darliber hinaus entspricht die Unterkunft in der Kleefelder Stralse 31 dem, mit den
Drucksachen 15-0232/2016 und 15-2421/2019 N1 zum Ausdruck gebrachten Wunsch des
Stadtbezirksrats Mitte, nach einer zusatzlichen und qualitativen Unterkunft im Stadtbezirk.

Gegenwartig verfligt die Landeshauptstadt Hannover tiber Wohnheime, Wohnprojekte und
Wohnungen flir insgesamt 1.450 Obdachlose, die mit 1.328 Personen zu 92% belegt sind.
Darunter sind einige Modulunterkiinfte, die aufgrund ihres Standortes perspektivisch
geschlossen werden sollten. Vor diesem Hintergrund ist die zusatzliche Kapazitat einer
neuen Unterkunft in der Kleefelder StralRe 31 dringend erforderlich.

Aufgrund der Einzimmerappartements handelt es sich bei der Unterkunft um ein
Wohnprojekt, welches sich in erster Linie fir die Unterbringung von alleinstehenden
Personen eignet. Vor dem Hintergrund des derzeitigen Bedarfes plant die Verwaltung dort
alleinstehende obdachlose Frauen und Méanner in getrennten Hausern unterzubringen. Der
Betrieb der Unterkunft soll einem externen Betreiber im Rahmen eines Vergabeverfahrens
Ubertragen werden. In der Unterkunft sollen Sozialarbeiter*innen mit dem Schliissel 1:50
eingesetzt werden.

Dem Antragstext entsprechend, soll die Kleefelder Stral3e 31 als Unterkunft fiir Personen
genutzt werden. Dies sind nach gegenwartiger Planung und Bedarf obdachlose Personen.



Da das Gebaude langfristig als Unterkunft genutzt werden soll, behalt sich die Verwaltung
mit dieser Formulierung vor, bei einer gednderten Sachlage flexibel zu reagieren und dort
auch Fluachtlinge unterzubringen.

Die Einrichtung und der Betrieb einer Unterkunft in der Kleefelder Stra3e 31 steht unter dem
Vorbehalt, dass die politischen Gremien auch dem Kauf der Immobilie zustimmen. Um diese
Absichten umsetzen zu kénnen, wurde mit der Stiftung die Ausiibung des Wiederkaufsrechts
vereinbart. Die Bedingungen des Kaufvertrages werden den Gremien in einer vertraulichen
Beschlussdrucksache vorgelegt. Beide Drucksachen haben einen unterschiedlichen
Gremienlauf, sollen aber zeitgleich im Verwaltungsausschuss zur Entscheidung vorliegen

61.6
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Beschluss-
Landeshauptstadt Hannover drucksache
In den Stadtentwicklungs- und Bauausschuss
In den Sozialausschuss Nr.13321/2019
In den Ausschuss fir Integration, Europa und
Internationale Kooperation (Internationaler Ausschuss) Anzahl der Anlagen |2
In den Ausschuss fir Haushalt Finanzen und

. ZuTOP

Rechnungsprtifung
In den Verwaltungsausschuss
In die Ratsversammlung

BITTE AUFBEWAHREN - wird nicht noch einmal versandt

Satzung uiber die Unterbringung Obdachloser und Gefliichteter in der Landeshauptstadt
Hannover

Antrag,
die als Anlage 1 beigefiigte Satzung iber die Unterbringung Obdachloser und Gefllichteter
in der Landeshauptstadt Hannover zu beschlief3en.

Beriicksichtigung von Gender-Aspekten

Obwohl bei der Unterbringung von Obdachlosen zwischen den verschiedenen
Geschlechtern unterschieden wird und es neben reinen Frauen- und Mannerunterkinften
auch spezielle Unterkiinfte fur Lesben, Schwule und Transsexuelle gibt, ist die beigefligte
Satzung als gesetzliche Regelung geschlechterneutral gehalten. Dies gilt auch fir
Menschen mit Behinderung.



Kostentabelle
Darstellung der zu erwartenden finanziellen Auswirkungen in Euro:

Teilfinanzhaushalt 61 - Investitionstatigkeit

InvestitionsmafRnahme Bezeichnung
Einzahlungen Auszahlungen
Saldo Investitionstatigkeit 0,00

Teilergebnishaushalt 61

Angaben pro Jahr
Produkt 31505 Unterbringung von Personen

Ordentliche Ertrage Ordentliche Aufwendungen

Offentlichrechtl. Entgelte 11.600.000,00
Saldo ordentliches Ergebnis 11.600.000,00

Finanzielle Auswirkungen

Aufgrund der in der Satzung enthaltenen neuen Gebulhrensatze und der Ausweitung des
zahlungspflichtigen Personenkreises, ist mit einer deutlichen Erhéhung der Ertrage im
Produkt 31505 zu rechnen. Die Héhe der Ertrage ist abhangig von der Unterbringungsform,
der Anzahl der untergebrachten Personen und der Haushaltszusammensetzung der
untergebrachten Personen.

Aufgrund der derzeitigen Rechtslage (siehe Begriindung) ergibt sich ein jahrliches
Gebuhrenaufkommen von rund 3,9 Mio. €. Bei gleichbleibenden Unterbringungszahlen
betragt das gesamte Gebuhrenaufkommen auf Grundlage dieser Satzung voraussichtlich
rund 15,5 Mio. € pro Jahr. Damit steigen die jahrlichen Gebihreneinnahmen um rund 11,6
Mio. €.

Ein Teil dieser Gebuhreneinnahmen ist vom Fachbereich Soziales der Landeshauptstadt
Hannover im Rahmen des Asylbewerberleistungsgesetzes zu Ubernehmen.

Fir die laufende Bearbeitung der zusatzlichen Gebuhren- und Leistungsfalle ist zusatzliches
Personal notwendig, welches zusatzliche Personalkosten verursachen wirde. Der konkrete
Personalmehrbedarf ist noch zu prifen und nicht Bestandteil dieser Drucksache.

Die Landeshauptstadt Hannover hat derzeit rund 5.300 Obdachlose und Gefliichtete
untergebracht. Davon verfiigen in etwa zwischen 300 und 500 Personen Uber ein
ausreichend hohes Erwerbseinkommen um die mal3gebliche Unterkunftsgeblhr zu zahlen.
Der weit Uberwiegende Teil der Personen hat einen vollen oder zumindest erganzenden
Anspruch auf Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) oder nach dem
Sozialgesetzbuch Il (SGB II) und ist damit von der Gebuhrenerhéhung nicht direkt betroffen.
Ein kleiner Teil der untergebrachten Personen hat als EU-Zuwanderer keinen Anspruch auf
Sozialleistungen.

Begriindung des Antrages

Die Landeshauptstadt Hannover ist rechtlich verpflichtet Obdachlose und Flichtlinge
unterzubringen. Rechtliche Grundlage fiir die Unterbringung von Obdachlosen ist das
.Niedersachsische Polizei- und Ordnungsbehdérdengesetz“ (NPOG) und fir die
Unterbringung von Flichtlingen das ,Niedersachsische Gesetz zur Aufnahme von
auslandischen Flichtlingen und zur Durchfliihrung des Asylbewerberleistungsgesetzes® in



Verbindung mit dem Asylgesetz (AsylG) und dem ,Asylbewerberleistungsgesetz” (AsylbLG).
Zur konkreten Ausgestaltung hat die Landeshauptstadt Hannover folgende Satzungen
erlassen:

Satzung Uber die Unterbringung Obdachloser in der Landeshauptstadt Hannover
(Abl. RBHan. 1982, S. 1066)

Satzung Uber die Erhebung von Gebuhren fiir die Benutzung der
Obdachlosenunterkinfte in der Landeshauptstadt Hannover (Abl. RBHan. 1994,

S. 186)

Satzung Uber die Unterbringung auslandischer Flichtlinge in der Landeshauptstadt
Hannover (Abl. RBHan. 1994, S. 721)

Entgeltordnung flr die Unterbringung von auslandischen Flichtlingen durch die
Landeshauptstadt Hannover (Abl. RBHan2001/Nr.12 v. 06.06.2001)

Satzung Uber die Zwischenunterbringung von Aussiedlern in der Landeshauptstadt
Hannover (Abl. RBHan. 1993, S. 37)

Satzung Uber die Erhebung von Gebuhren flr die Zwischenunterbringung von
Aussiedlern in der Landeshauptstadt Hannover (Abl. RBHan. 1992, S. 531).

Diese teilweise Jahrzehnte alten Satzungen werden der aktuellen Unterbringungssituation
und der aktuellen Rechtslage nicht mehr gerecht. So stellt beispielsweise die Entgelt-
ordnung flr die Unterbringung von auslandischen Flichtlingen noch auf das
Bundessozialhilfegesetz ab, welches bereits im Jahr 2004 aul3er Kraft gesetzt wurde.

Durch die beigefugte Satzung werden die obengenannten Satzungen aufgehoben und
durch eine einheitliche Regelung ersetzt.

Im Wesentlichen hat die neue Unterbringungssatzung zwei grole Anderungen gegentiber
den alten Regelungen. Zum einen wird durch die rechtliche Gleichstellung eine
Gleichbehandlung von Obdachlosen und Flichtlingen im Rahmen der Unterbringung
erreicht, zum anderen sind deutlich héhere Gebihrenertrage zu erwarten.

1. Gleichbehandlung von Obdachlosen und Gefllichteten

Der Verwaltungsausschuss hat bereits mit Beschluss des Antrages DS 0863/2019 die
wesentlichen Rahmenbedingungen dafir geschaffen, dass die Unterbringungsstandards
insbesondere mit Blick auf die GréRe, die Ausstattung und den Umfang der sozialen
Betreuung fur Obdachlose denen der Flichtlinge angeglichen werden.

Diese Angleichung war auch notwendig, da in der Praxis die Personengruppe der
Obdachlosen und die der Gefliichteten nicht mehr klar voneinander zu unterscheiden ist.

Obdachlos sind Menschen, die weder eine Wohnung noch eine andere Mdglichkeit des
Wohnens haben. Sie werden im Rahmen der Gefahrenabwehr (§ 11 NPOG) untergebracht.
Bei einem Teil der Obdachlosen handelt es sich um Auslander aus EU-Staaten und
Personen mit Migrationshintergrund.

Geflichtete im Sinne dieser Satzung sind Menschen, die im Rahmen eines Asylverfahrens
nach Deutschland gekommen oder illegal eingereist sind. Dazu gehéren auch Personen, die
zur Ausreise verpflichtet sind (z.B. weil der Asylantrag abschlagig beschieden ist).

Bei Gefluchteten deren Asylantrag anerkannt wird, entfallen die rechtlichen Grundlagen fir
die Unterbringung als Fluchtling. Mangels einer eigenen Wohnung wird dieser
Personenkreis dann ebenfalls bis zum Bezug einer eigenen Wohnung als obdachlos
untergebracht. Da sich bei dieser Personengruppe zunachst nur der Aufenthaltsstaus
andert, sie aber gleichzeitig den selben Bedarf an Unterbringung und sozialer Betreuung
haben wie zuvor, bleiben diese obdachlosen Gefllichteten in der Regel in den
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Flichtlingsunterkiinften. Dabei ist es nicht ungewdhnlich, dass sich ein unterschiedlicher
Aufenthaltsstatus und damit auch eine unterschiedliche Rechtsgrundlage der Unterbringung
durch eine Familie zieht. D.h. einige Familienmitglieder sind als Flichtlinge und andere als
Obdachlose untergebracht. Obwohl der Gesetzgeber fir die Flichtlingsunterbringung und
die Unterbringung von Obdachlosen verschiedene Rechtsgrundlagen, festgemacht am
Aufenthaltstitel, vorsieht, ist damit eine strikte Trennung beider Personengruppen bei der
Unterbringung mit Ricksicht auf den Schutz der Familie gar nicht méglich.

Die Unterbringung von Aussiedler*innen hat in der Praxis heute kaum noch Bedeutung. Seit
einer gesetzlichen Anderung gibt es keine spezialgesetzliche Norm fiir die Unterbringung
von Aussiedlersinnen mehr. Die derzeit rund 20 Personen pro Jahr werden voribergehend
als Obdachlose untergebracht.

Vor diesem Hintergrund ist eine rechtliche Gleichstellung der Personenkreise im Rahmen
der Unterbringung notwendig.

Fir die Unterkiinfte bedeutet dies, dass es zuklinftig keine Unterschiede bei der Grofie,
Ausstattung und dem Umfang der sozialen Betreuung geben soll. Die Unterklnfte
unterscheiden sich zukunftig nur noch an der Zielrichtung und dem Inhalt der sozialen
Betreuung. Damit sollen Gefliichtete und Obdachlose zukinftig nicht auf Grundlage ihres
Aufenthaltsstatus, sondern entsprechend ihres Hilfebedarfs untergebracht werden. Das
bedeutet nicht, dass zukiinftig Obdachlose und Geflichtete zusammen in einer Unterkunft
untergebracht werden sollen. Vielmehr wird es auch zukunftig Unterkunfte geben, in denen
die soziale Arbeit auf die Uberwindung der Wohnungslosigkeit und der damit einher-
gehenden Probleme gerichtet ist und in denen Obdachlose untergebracht werden, die
genau diese Hilfe bendtigen. Gleichzeitig wird es Unterklinfte geben, in denen die soziale
Arbeit auf die Integration ausgerichtet ist und in denen Flichtlinge im laufenden
Asylverfahren und anerkannte (obdachlose) Flichtlinge gemeinsam untergebracht werden.
In diesem Zusammenhang sind zukinftig dann aber auch Unterklnfte denkbar, in denen
die soziale Arbeit auf spezifische Personengruppen, wie beispielsweise Zuwanderer aus
Sudosteuropa, ausgerichtet ist.

2. Gebuhren von Obdachlosen und Gefliichteten
Bei der bisherigen Rechtslage stellt sich die Gebihrenerhebung wie folgt dar:

a) Obdachlose (einschlieRlich der als obdachlos untergebrachten anerkannten Flichtlinge)
zahlen eine Gebuhr. Diese betragt:

— bei der Unterbringung in Wohnungen zwischen 4,95 € und 5,70 € pro gm monatlich
— bei der Unterbringung in ,Mobilheimen* 106,50 € monatlich pro Person
— bei der Unterbringung in einem ,festen® Gebaude 159 € monatlich pro Person

Die Haushaltszusammensetzung findet bei dieser Geblihr keine Berlicksichtigung, so
dass beispielsweise fiir Kinder dieselbe Geblihr wie flir Erwachsene zu zahlen ist.

Obdachlose, die Uber kein eigenes Einkommen verfligen, haben einen entsprechenden
Anspruch beim jeweiligen Sozialleistungstrager. Wenn das eigene Einkommen nicht
ausreicht, haben sie einen entsprechenden Anspruch auf ergdnzende Leistungen.

b) Flichtlinge, die unter den § 1 des AsylbLG fallen, zahlen soweit ausreichendes
Erwerbseinkommen vorhanden ist, eine Kostenbeteiligung von 186,62 € monatlich fur
den Haushaltsvorstand und 107,37 € monatlich fir jeden weiteren Haushaltsangehdrigen
Uber 5 Jahre. Flir Haushaltsangehérige bis 5 Jahren wird eine Kostenbeteiligung von
97,15 € erhoben. Wenn kein ausreichendes Einkommen vorhanden ist, wird auch keine
bzw. nur eine anteilige Kostenbeteiligung erhoben.



Bei dieser Kostenbeteiligung wird die Art der Unterkunft nicht berlcksichtigt.

c) Fluchtlinge, die unter den § 2 des AsylbLG fallen, zahlen soweit ausreichendes
Erwerbseinkommen vorhanden ist, ein privatrechtliches Entgelt von 153,50 € monatlich
fur den Haushaltsvorstand und 76,50 € monatlich fir jeden weiteren
Haushaltsangehdrigen. Wenn kein ausreichendes Einkommen vorhanden ist, wird auch
kein bzw. nur ein anteiliges Entgelt gefordert.

Bei dieser Kostenbeteiligung wird die Art der Unterkunft nicht berlcksichtigt.

Fur alle diese Personengruppen bzw. Gebuhren erfolgte die letzte Anpassung der
Gebuhrenhdhe in den Jahren 2001 bis 2005.

Bei der zur Beschlussfassung vorgeschlagenen Satzung gibt es flir alle untergebrachten
Personenkreise - unabhangig vom Rechtsstatus bzw. Unterbringungsgrund - nur ein
Gebiihrenmodell. Das Gebihrenmodell ist nach Haushaltsgroe gestaffelt, so dass mit
zunehmender Familiengrofie eine geringere Geblhr pro Person zu zahlen ist. Dartber
hinaus wird der unterschiedliche Unterbringungsstandard (Notunterkunft, Wohnheim,
Wohnprojekt, Wohnung) bei der Gebihr berlcksichtigt.

Die Gebhren sind in voller Héhe von den Sozialleistungstragern zu tbernehmen, soweit
kein ausreichendes Einkommen vorhanden ist und dem Grunde nach ein Anspruch besteht.

Fir die Benutzung der Notschlafstellen, in denen Obdachlose ohne Zuweisung tbernachten
konnen, wird keine Gebulhr erhoben.

Das Verhaltnis der Geblhr zu den tatsachlichen Kosten ergibt sich aus der Anlage 2
,Gebuhrenkalkulation fir die Unterbringung von Obdachlosen und Gefllichteten in der
Landeshauptstadt Hannover®. Der Kostendeckungsgrad betragt in Wohnungen
voraussichtlich ca. 75 %, in Wohnprojekten ca. 56% und in Wohnheimen ca. 41 %. Derzeit
sind keine Notunterkiinfte mehr in Betrieb. Anhand der Kosten der vergangenen Jahre ist
fur den Fall, dass wieder eine Notunterkunft in Betrieb genommen werden muss, mit einem
Kostendeckungsgrad zwischen 30 % und 50% zu rechnen.
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Anlage 1 zur Drucksache Satzung tber die Unterbringung Obdachloser und Gefliichteter in der
Landeshauptstadt Hannover

Satzung
Uber die Unterbringung Obdachloser und Geflichteter

in der Landeshauptstadt Hannover

Aufgrund der 88 6, 10, 58 und 111 Abs. 1 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes
(NKomVG) und der 88 1, 2 und 5 des Niedersachsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in
den derzeit gultigen Fassungen hat der Rat der Landeshauptstadt Hannover in seiner Sitzung am

xxxxxx folgende Satzung beschlossen:

§1
Anwendungsbereich

(1) Die Landeshauptstadt Hannover, Bereich Unterbringung, stellt Unterklnfte als 6ffentliche Ein-

richtungen zur Aufnahme und vortibergehenden Unterbringung

a) von obdachlosen Personen im Rahmen der Gefahrenabwehr (8 11 Niederséachsisches Po-

lizei- und Ordnungsbehérdengesetzes - NPOG),

b) von Auslanderinnen und Ausléndern, die im Rahmen des Niederséachsischen Gesetzes zur
Aufnahme von auslandischen Flichtlingen und zur Durchfihrung des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes (Aufnahmegesetz - AufnG) vom 11. Marz 2004 der Landeshauptstadt Han-

nover zugewiesen werden,
c) von Leistungsberechtigten nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG)

zur Verfigung.
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§2
Zweckbestimmung / Benutzungsverhéltnis

Unterkinfte im Sinne dieser Satzung sind die bereitgestellten Notunterkiinfte, Wohnheime,
Wohnprojekte und Wohnungen. Die als Anlage 2 beigefugte Liste der Unterkiinfte ist Bestand-

teil dieser Satzung.

Benutzerinnen und Benutzer im Sinne dieser Satzung sind die in den Unterkinften lebenden

Personen und die Nutzerinnen und Nutzer der Notschlafstellen.
Das Benutzungsverhaltnis ist offentlich-rechtlich ausgestaltet.

Die Unterbringung erfolgt durch die Zuweisung von Unterkunftsplatzen in einer Unterkunft. In
Wohnheimen, Wohnprojekten und Notunterkiinften wird der konkrete Unterkunftsplatz durch

den Betreiber der Unterkunft bestimmt.

Ein Rechtsanspruch auf die Unterbringung in einer bestimmten Unterkunft oder auf die Zuwei-

sung von Raumen bzw. Platzen bestimmter Art, Ausstattung und Grél3e besteht nicht.

Der Betrieb der Unterkiinfte einschlief3lich der dort gegebenenfalls zu erbringenden sozialen
Unterstiitzung und Dienstleistung erfolgt durch die Landeshauptstadt Hannover oder durch
hierfur vertraglich beauftragte Dritte (z.B. Betreiber). Art, Ausstattung und Umfang des Betrie-
bes sowie der darin enthaltenen Unterstlitzungsangebote richten sich nach der Art der Unter-
kunft und dem unterzubringenden Personenkreis und seinem Unterstiitzungsbedarf bzw. den

daflir geltenden gesetzlichen Vorgaben.
§3
Notschlafstellen

Soweit keine nach § 2 Abs. 1 benannte Unterkunft zugewiesen wird, kann eine Notschlafstelle

zur Verfigung gestellt werden.
Die Nutzung einer Notschlafstelle kann auch ohne schriftliche Verfligung erfolgen.

Die Vorschriften der § 4, 8 5, § 12, § 13 und § 14 finden keine Anwendung.



§4
Beginn und Ende der Nutzung

(1) Unterzubringende Personen werden durch schriftliche Zuweisungsverfigungen in eine Unter-
kunft zugewiesen. Im Einzelfall kann die Unterkunft ohne vorherige schriftliche Zuweisungs-
verfigung zur Verfigung gestellt werden. Die schriftliche Zuweisungsverfigung ist nachst-
maglich rickwirkend nachzuholen. Die Zuweisungsverfliigung kann mit Nebenbestimmungen

versehen werden, z.B. einer Befristung.

(2) Das Benutzungsverhéltnis beginnt mit dem in der Zuweisung genannten Datum. Das Benut-
zungsverhaltnis beginnt nicht, wenn die Benutzerin / der Benutzer die Unterkunft nicht bezieht.
(3) Das Benutzungsverhaltnis endet
a) mit Auszug der Benutzerin / des Benutzers,
b) durch den Widerruf der Zuweisung durch die Landeshauptstadt Hannover,
¢) durch den Verzicht und die Rickgabe der Unterkunft durch die Benutzerin / den Benutzer,

d) durch Aufgabe der Unterkunft, bzw. des Unterkunftsplatzes durch die Benutzerin / den Be-

nutzer,
e) durch den Tod der Benutzerin / des Benutzers.
(4) Der Verzicht der Unterkunft durch die Benutzerin / den Benutzer ist gegentiber dem Betreiber

oder der Landeshauptstadt Hannover, Bereich Unterbringung, zu erklaren. Die Riickgabe ei-

nes Unterkunftsschlissels gilt als Verzichtserklarung.

(5) Als Aufgabe der Unterkunft gilt, wenn die Benutzerin / der Benutzer die Unterkunft langer als

sieben Tage ohne Unterbrechung nicht benutzt.

(6) Bei Beendigung des Benutzungsverhéltnisses durch Tod ist die Landeshauptstadt Hannover

nicht verpflichtet, die Erben oder Rechtsnachfolger zu ermitteln.



§5
Widerruf der Zuweisung / Hausverbot

(1) Die Zuweisung einer Unterkunft kann widerrufen werden, insbesondere wenn

a)

b)

f)

g9)

h)

)

K)

0)

die Benutzerin / der Benutzer nicht mehr unter den in 8 1 genannten Personenkreis fallt,

der Benutzerin / dem Benutzer anderweitig eine Unterkunftsmoglichkeit oder ausreichender

Wohnraum zur Verfiigung steht oder zur Verfiigung gestellt werden kann,

die Benutzerin / der Benutzer eine andere Unterbringung aus von ihm zu vertretenden

Grunden verhindert (fehlende Mitwirkung),

die aktuelle Unterbringungsform nicht geeignet ist (verhaltensbedingte oder personenbe-

dingte Griinde),

die Unterkunft nicht mehr ausschlie3lich zu Wohnzwecken genutzt oder sie lediglich zur

Aufbewahrung von Hausrat verwendet wird,

die Benutzerin / der Benutzer eine oder mehrere Person(en) ohne eine entsprechende Zu-

weisung aufgenommen hat oder tibernachten lasst,

die Benutzerin / der Benutzer Gewalt gegen andere Unterkunftsbewohnerinnen / Unter-
kunftsbewohner, Mitarbeiterinnen / Mitarbeiter der Unterkunft, Besucherinnen / Besucher
der Unterkunft sowie Mitarbeitende der Landeshauptstadt Hannover angewendet hat oder

diese bedroht oder gendtigt hat,

die Benutzerin / der Benutzer nicht mehr zur selbststadndigen Haushaltsfihrung in der Lage

ist oder aus gesundheitlichen Griinden nicht in der Unterkunft verbleiben kann,

die Benutzerin / der Benutzer gegen Bestimmungen dieser Satzung, die Hausordnung des

Betreibers, des Vermieters oder der Landeshauptstadt Hannover versto(3t,

die Benutzerin / der Benutzer Anlass zu Konflikten gibt, die zu einer Beeintrachtigung der
Hausgemeinschaft oder zur Gefédhrdung von Unterkunftsbewohnerinnen / Unterkunftsbe-

wohnern oder Mitarbeiterinnen / Mitarbeitern oder Nachbarinnen / Nachbarn fihren,

die Unterkunft im Zusammenhang mit Umbau-, Abbau-, Renovierungs-, Sanierungs- oder

Instandsetzungsmalnahmen gerdumt werden muss,

die Unterkunft geschlossen wird oder bei angemieteter Unterkunft das Mietverhéaltnis zwi-

schen der Landeshauptstadt Hannover und dem Dritten beendet wird,

in der bestehenden Unterkunft Umstrukturierungen notwendig sind oder die Kapazitat ver-

andert wird,

die Benutzerin / der Benutzer Sachbeschadigungen an der Unterbringungseinrichtung, der

Ausstattung, den Anlagen oder den zum Gebrauch liberlassenen Gegenstanden vornimmt,

die Strom- oder Gaslieferung vom Versorger abgestellt wird,
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p) die bisherige Unterkunft durch Ein- oder Auszug oder Tod oder Geburt von Haushaltsan-

gehdrigen unter- oder Uberbelegt ist,

g) gegen § 6 Abs. 4 verstoRen wird.

Die Landeshauptstadt Hannover kann den Widerruf der Zuweisung mit einem befristeten oder

dauerhaften Haus- und Grundstticksverbot verbinden.

§6
Einbringen von Sachen / Tierhaltung

Die Raume in den Wohnprojekten, Wohnheimen und Notunterkiinften sind von der Landes-
hauptstadt Hannover ausreichend mdbliert. Das Mobiliar und die sonstigen Einrichtungsge-
genstande gehoren zum Inventar der jeweiligen Unterkunft. Der Benutzerin / dem Benutzer ist
nur die Mithahme von Handgepack in die Unterkunft gestattet. Dieses umfasst im wesentli-
chen Kleidung, Nahrung, Verbrauchsgtter und Dinge des personlichen Bedarfs. Die Ausstat-
tung der zugewiesenen Unterkunft in Wohnprojekten, Wohnheimen und Notunterkinften mit
eigenen Mo6beln und sonstigen Einrichtungsgegenstanden ist nur im Rahmen der Hausord-

nung der jeweiligen Unterkunft zuldssig.

Gegenstande, die entgegen der Regeln der jeweiligen Hausordnung in die Unterkunft einge-
bracht werden oder den Betrieb der Unterkunft beeintrachtigen, kbnnen beschlagnahmt und
umgehend verwertet bzw. durch den Betreiber, die Landeshauptstadt Hannover oder einen
beauftragten Dritten auf Kosten der Benutzerin / des Benutzers entsorgt werden, sofern die
Benutzerin / der Benutzer diese nicht nach vorheriger Aufforderung und nach Ablauf einer

angemessenen Frist entfernt.

Die Benutzerin / der Benutzer ist verpflichtet, in den Unterkiinften gefundene fremde Gegen-
stdnde an zusténdige Mitarbeitende der Landeshauptstadt Hannover, Bereich Unterbringung,

den Betreiber oder beauftragte Dritte zu Ubergeben.

Das Halten von Tieren ist in den Unterklnften grundsatzlich nicht gestattet. Abweichend da-
von kann die Landeshauptstadt Hannover das Halten eines Tieres ausnahmsweise erlauben,
wenn dies aus medizinischen Griinden (z. B. Blindenfuhrhund) erforderlich ist. Dartiber hinaus
kann die Landeshauptstadt Hannover in einzelnen Unterkiinften das Halten von Tieren im

Rahmen der Hausordnungen erlauben.
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§7
Benutzung / Instandhaltung der Unterkiinfte

Die als Unterkunft Gberlassenen Raume durfen nur von den zugewiesenen Personen und nur
zu Wohnzwecken genutzt werden. Eine Ubernachtung oder ein Besuch in der Zeit von 22:00
bis 8:00 Uhr ist grundséatzlich nicht gestattet. Fiir den Aufenthalt in den Unterkinften gilt die

jeweilige Hausordnung.

Die Benutzerin / der Benutzer ist verpflichtet, die ihm zugewiesene Unterkunft samt dem Uber-
lassenen Inventar pfleglich und schonend zu behandeln und nach Beendigung des Benut-
zungsverhaltnisses in einem der normalen Abnutzung entsprechendem Zustand herauszuge-
ben. Das von der Landeshauptstadt Hannover zur Verfiigung gestellte Inventar darf nicht ohne
vorherige Zustimmung des Bereichs Unterbringung veréandert, entfernt, veraufRert, unsachge-

maf gelagert oder anderweitig dem Verlust ausgesetzt werden.

Den Benutzerinnen und Benutzern ist das Aufstellen und/oder Anbringen von Gegenstanden
aller Art (insbesondere Firmentafeln, Reklameschildern, Satellitenschisseln, Schildern, Gril-
len) am und/oder im Unterkunftsgebaude und/oder auf dem Unterkunftsgeldnde nicht gestat-
tet. Das Lagern und Entsorgen von Gegenstanden aller Art im Unterkunftsgebaude und/oder

dem Unterkunftsgelande ist nicht gestattet.

Die Benutzerin / der Benutzer ist verpflichtet, der Landeshauptstadt Hannover, Bereich Unter-
bringung oder dem Betreiber unverziiglich Schaden am AuRReren oder Inneren der Raume in
der zugewiesenen Unterkunft mitzuteilen. Zeigt sich dartiber hinaus ein wesentlicher Mangel
der Unterkunft oder wird eine Mal3hahme zum Schutz dieser oder des Grundstlickes gegen
eine nicht vorhersehbare Gefahr erforderlich, so hat die Benutzerin / der Benutzer auch dies
der Landeshauptstadt Hannover oder dem Betreiber mitzuteilen. Die Benutzerin / der Benut-
zer ist nicht berechtigt, auftretende Mangel auf Kosten der Landeshauptstadt Hannover zu

beseitigen.

Der Benutzerin / dem Benutzer sind Veranderungen jeglicher Art (bspw. das Streichen von
Wanden, das Verlegen von Fu3bodenbel&dgen, das Anbringen von Satellitenempféangern oder
Antennen, Sanitérinstallationen, Installation von Spielplatzelementen) an der Unterkunft nicht
gestattet. Unterkunftsspezifische Regelungen kénnen im Rahmen der jeweiligen Haus- oder
Benutzungsordnung getroffen werden. Die Benutzerin / der Benutzer haftet fur Schaden, die
aufgrund von Veranderungen an der Unterkunft entstehen und stellt die Landeshauptstadt

Hannover von Ansprichen Dritter frei.

Bei Zuwiderhandlung gegen die Absétze 2, 3 und 5 wird die Benutzerin / der Benutzer zur

Herstellung des urspriinglichen Zustandes aufgefordert. Kommt sie / er dieser Aufforderung
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nicht nach, kann die Landeshauptstadt Hannover oder der Betreiber im Wege der Ersatzvor-
nahme den urspriinglichen Zustand herstellen. Die Landeshauptstadt Hannover kann der Be-

nutzerin / dem Benutzer die hierfir entstandenen Kosten in Rechnung stellen.

Die Landeshauptstadt Hannover ist berechtigt, die Verkehrsflachen im Auf3en- und Innenbe-

reich mit technischen Uberwachungs- und SicherungsmafRnahmen auszustatten.

Die Landeshauptstadt Hannover und der beauftragte Betreiber sind berechtigt, Gegenstande,
die Flucht- und Rettungswege, sowohl im Innen- als auch im Aul3enbereich, blockieren oder

andere Benutzerinnen / Benutzer beeintrachtigen, jederzeit zu entfernen.

Werden nach Abs. 8 entfernte Gegensténde nicht innerhalb von 14 Tagen abgeholt, wird un-
widerleglich vermutet, dass die Benutzerin / der Benutzer das Eigentum daran aufgegeben

hat. Die Sachen werden dann verwertet.

(10) Die Anmeldung und Austibung eines Gewerbes in den Unterkiinften ist nicht gestattet.

(11) Die Beauftragung und Installation von Telefonfestnetz-, Internet- und Kabelfernsehanschlis-

sen in den Wohnheimen, Wohnprojekten und Notunterkiinften ist nicht gestattet.

(12) In den Unterkinften ist das Rauchen sowie der Konsum von Alkohol, Betdubungsmitteln und

(1)
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©)

sonstigen Drogen nicht gestattet.

§8
Aufsicht, Weisungsrecht, Hausverbot, Betretungsrecht

Die Mitarbeiter*innen der Landeshauptstadt Hannover, Bereich Unterbringung, sowie die mit
der Verwaltung der Unterkunft beauftragten Personen (z.B. Betreiber) sind berechtigt, den
Benutzerinnen und Benutzern und deren Besuchern Weisungen im Zusammenhang mit dem
Unterbringungsverhéltnis, insbesondere mit den Vorschriften dieser Satzung und der Haus-

ordnungen, zu erteilen.

Die Mitarbeiter*innen der Landeshauptstadt Hannover, Bereich Unterbringung, sind berech-
tigt, aus wichtigem Grund bestimmten Besuchern das Betreten einzelner Unterkinfte und des

Grundstuickes auf Zeit oder Dauer zu untersagen.

Die mit der Verwaltung der Unterkunft beauftragten Personen (z.B. Betreiber) kdnnen ein be-
fristetes Hausverbot fur maximal 12 Stunden fir einzelne Unterkiinfte aussprechen, wenn von
der Benutzerin / dem Benutzer Beeintrachtigungen oder Gefahren fiir andere Benutzerinnen
/ Benutzer oder das Personal der Unterkunft ausgehen oder die Benutzerin / der Benutzer

Anlass zu Konflikten gibt, die nachhaltig den Hausfrieden storen.



(4)

(%)

(6)

(7)

(1)

(@)

©)

Die Mitarbeitenden der Landeshauptstadt Hannover, Bereich Unterbringung, sowie die mit der
Verwaltung der Unterkunft beauftragten Personen (z.B. Betreiber) sind berechtigt, nach vor-
heriger Ankiindigung die Raume in den Unterkiinften in der Zeit von 8.00 Uhr bis 20.00 Uhr
auch ohne Anwesenheit der Benutzerin / des Benutzers zu betreten. Im Zusammenhang mit
baulichen MalRnahmen kann die Landeshauptstadt Hannover oder die mit der Verwaltung der
Unterkunft beauftragten Personen auch beauftragten Dritten den Zugang zu den Raumen ge-

wéahren.

Zur Kontrolle von Flucht- und Rettungswegen, brandschutztechnischen Anlagen und anderen
Sicherheitseinrichtungen kdnnen die Landeshauptstadt Hannover und der Betreiber die Un-
terkunft in angemessenen Abstanden in der Zeit von 8:00 bis 20:00 ohne Ankindigung betre-

ten (Routinekontrollen).

Die Mitarbeitenden der Landeshauptstadt Hannover, sowie die mit der Verwaltung der Unter-
kunft beauftragten Personen (z.B. Betreiber) sind berechtigt, die Unterkunft jederzeit, auch
ohne Einwilligung der Benutzerin / des Benutzers, aus wichtigem Grund zu betreten, wenn
tatsachliche Umsténde vorliegen, die ein berechtigtes Interesse am sofortigen Betreten be-

grunden.

Bei angemietetem Wohnraum gelten neben der Hausordnung die gesetzlich geregelten sowie

die vertraglich vereinbarten Hausrechte des Vermieters.

§9
Haftung

Die Benutzerin / der Benutzer haftet fur die von ihr / ihm verursachten Schaden. Sie / er haftet
insbesondere fur Schéden, die durch schuldhafte Verletzung der ihr / ihm obliegenden Sorg-
falts- und Anzeigepflicht entstehen, besonders, wenn technische Anlagen und andere Einrich-
tungen unsachgemaf behandelt, die Uberlassene Unterkunft unzureichend geliiftet, geheizt
oder gegen Frost geschitzt wird. Insoweit haftet die Benutzerin / der Benutzer auch fir das
Verschulden von Haushaltsangehdorigen und Dritten, die sich mit ihrem / seinem Willen in der

Unterkunft aufhalten.

Schaden und Verunreinigungen, fur die die Benutzerin / der Benutzer haftet, kann der beauf-
tragte Betreiber auf Kosten der Benutzerin / des Benutzers beseitigen lassen. Sofern kein
Betreiber beauftragt worden ist, kann die Landeshauptstadt Hannover auf Kosten der Benut-
zerin / des Benutzenden die Schaden und Verunreinigungen beseitigen lassen. Diese Kosten

werden im Wege der Verwaltungsvollstreckung beigetrieben.

Die Haftung der Landeshauptstadt Hannover, ihrer Organe und ihrer Bediensteten gegentiber
der Benutzerin / dem Benutzer und Besucherinnen / Besuchern wird auf Vorsatz und grobe

Fahrlassigkeit beschréankt. Fir Schaden, die sich die Benutzerinnen / die Benutzer bzw. deren
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Besucherinnen / Besucher selbst oder gegenseitig zufiigen und Schaden, die durch unvor-
schriftsméafiges oder unsachgeméafes Verhalten anderer Personen entstehen, tibernimmt die
Landeshauptstadt Hannover keine Haftung. Ferner wird keine Haftung fur Verlust, Sachbe-
schadigung oder Untergang von personlichen Sachen und dem Handgepack oder sonstigen

eingebrachten Sachen der Benutzerinnen / der Benutzer Gbernommen.

Die Landeshauptstadt Hannover haftet nicht fir Versorgungsstdrungen in der Bereitstellung

von Wasser, Warme und Elektrizitat.

Eine Haftung der Landeshauptstadt Hannover besteht auch nicht fir eine gesundheitliche Be-
eintrachtigung der Benutzerinnen / der Benutzer. Insbesondere haftet die Landeshauptstadt
Hannover nicht fur gesundheitliche Beeintrachtigungen, die dadurch entstehen, dass die Un-
terkunft aufgrund der geistigen oder korperlichen Verfassung der Benutzerinnen / der Benut-

zer nicht geeignet ist.

§10

Raumung und Ruckgabe der Unterkinfte

Bei Beendigung des Benutzungsverhaltnisses hat die Benutzerin / der Benutzer die Unterkunft
von den eingebrachten Sachen zu raumen und vollstdndig geraumt und gereinigt (besenrein)
zuriickzugeben. Alle Schlissel sind dem beauftragten Betreiber auszuhéndigen. Sofern kein
Betreiber beauftragt worden ist, sind die Schlissel der Landeshauptstadt Hannover, Bereich

Unterbringung, auszuhandigen.

Verbleiben nach Beendigung des Benutzungsverhdltnisses personliche Sachen der friiheren
Benutzerin / des friheren Benutzers in der Unterkunft, lagert die Landeshauptstadt Hannover
oder der beauftragte Betreiber die zuriickgelassene Habe auf Kosten der Benutzerin / des Be-
nutzers fur lAngstens vier Wochen ein. Wird die in Verwahrung genommene Habe nach diesem
Zeitraum nicht abgeholt, wird unwiderleglich vermutet, dass die Benutzerin / der Benutzer das
Eigentum daran aufgegeben hat. Die Sachen werden dann verwertet. Die Landeshauptstadt
Hannover und der beauftragte Betreiber haften nicht fir den Zustand, die Verschlechterung,
den vollstéandigen oder teilweisen Untergang oder Verlust solcher Gegenstande. Im Falle einer
Einlagerung durch die Landeshauptstadt Hannover kdnnen die entstehenden Kosten im Wege

der Verwaltungsvollstreckung beigetrieben werden.



§11

Auskunftspflicht / Speicherung von Daten

(1) Die Benutzerinnen / die Benutzer sind verpflichtet, der Landeshauptstadt Hannover tber alle
Tatsachen, die fur den Vollzug dieser Satzung, die Erhebung der Benutzungsgebuhr, insbe-

sondere Uber ihre personlichen und wirtschaftlichen Verhaltnisse Auskunft zu geben.

(2) Die Benutzerinnen / die Benutzer sind verpflichtet, status- und aufenthaltsrechtliche Anderun-
gen sowie Anderungen ihrer personlichen Verhaltnisse, die nach Bezug der Unterkunft eintre-

ten, unverzuglich der Landeshauptstadt Hannover, Bereich Unterbringung mitzuteilen.

(3) Zur Bearbeitung der Zuweisung und zur weiteren Betreuung werden in Verbindung mit dieser
Satzung personenbezogenen Daten, sofern sie im Einzelfall bendtigt werden, durch die Lan-

deshauptstadt Hannover und den beauftragten Betreiber erfasst und verarbeitet.

§12
Gebuhrenpflicht und Gebuhrenschuldner

(1) Fur die Benutzung der in 8 2 Abs. 1 genannten Unterkiinfte werden von den Gebuihrenschuld-

nerinnen / Gebuhrenschuldnern Benutzungsgebiihren erhoben.

(2) Gebuhrenschuldnerinnen / Gebuhrenschuldner sind die Benutzerinnen / die Benutzer der in §
2 Abs. 1 genannten Unterkiinfte. Ehepaare und Personen, die in ehe&hnlicher Gemeinschaft
leben sind Gesamtschuldner, sofern sie gemeinsam in derselben Unterkunft untergebracht

sind. Bei minderjahrigen Kindern sind die Personensorgeberechtigten Gebihrenschuldner.

§13

Gebiuhrenmal3stab und Gebiihrenhdhe

(1) Fur jede zugewiesene Person ist eine Benutzungsgebuhr zu zahlen. Die Kosten der Mob-
lierung und die Betriebskosten sind in der Benutzungsgebihr enthalten.

(2) In Wohnungen sind die Energiekosten von den Bewohnerinnen und Bewohnern direkt und
zusatzlich zu zahlen.

(3) Die Hohe der Gebuhren richtet sich nach dem als Anlage 1 beigefligtem Gebuhrenverzeich-
nis, welches Bestandteil dieser Satzung ist.

(4) Einzelpersonen gelten als einzeln untergebracht unabhangig davon, ob die zur Verfigung
gestellte Wohneinheit oder das Zimmer mit einer anderen Person geteilt werden muss. Als
Haushaltsgemeinschaft gelten Ehepaare und andere Personen, die in ehedhnlicher Ge-
meinschaft leben und gemeinsam untergebracht werden. Minderjéahrige Kinder die gemein-
sam mit den sorgeberechtigten Personen untergebracht werden, werden der Haushaltsge-

meinschaft zugerechnet.



(1)

(@)

©)

(4)

(1)

(@)

©)

(4)

§14
Beginn, Ende und Falligkeit der Gebuhrenpflicht

Die Gebuhrenpflicht entsteht mit Eintritt des Benutzungsverhaltnisses gemal 8§ 4 Abs. 2 S. 1

und endet an dem Tag, an dem das Benutzungsverhaltnis gemanR § 4 Abs. 3 endet.

Bei Abwesenheit bleibt die GeblUhrenpflicht bestehen, bis das Benutzungsverhéltnis gemarf: §
4 Abs. 3 endet.

Bei Einzug oder Auszug wahrend eines laufenden Monats werden die Benutzungsgebuhren
anteilig (1/30 pro Kalendertag) berechnet. Bei der Bemessung der Benutzungsgebihr gelten

der Tag des Benutzungsbeginns und der Tag des Benutzungsendes jeweils als ein voller Tag.

Die Benutzungsgebuhr wird durch Gebiihrenbescheid festgesetzt. Die Benutzungsgebihr des
laufenden Monats wird am 01. des laufenden Monats fallig. Beginnt das Benutzungsverhaltnis

nicht zum 01. eines Monats, wird die anteilige Benutzungsgebuhr fir diesen Monat sofort fallig.

§15
Zwangsmittel, Ordnungswidrigkeiten, Bul3geld

Fur den Fall, dass die Vorschriften dieser Satzung nicht befolgt werden, oder gegen sie ver-
stoRen wird, kdnnen nach 88 64, 65 in Verbindung mit den 88 66, 67 und 69 des Niedersach-
sischen Polizei- und Ordnungsbehdrdengesetz (NPOG) in der jeweils geltenden Fassung ein
Zwangsgeld, Ersatzvornahme und unmittelbarer Zwang angeordnet und festgesetzt werden.
Die Kosten der Zwangsmittel tragt die Benutzerin / der Benutzer; sie werden im Wege der

Verwaltungsvollstreckung beigetrieben.

Ordnungswidrig im Sinne des § 10 Absatz 5 des Niedersachsischen Kommunalverfassungs-

gesetzes (NKomVG) in der jeweils geltenden Fassung handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig
a) entgegen § 6 Abs. 4 Tiere in der Unterkunft halt,

b) entgegen § 7 Abs. 1 andere Personen in der Unterkunft Gibernachten lasst,

c) entgegen § 7 Abs. 10 ein Gewerbe in der Unterkunft austibt,

d) entgegen § 7 Abs. 12 in den Unterkiinften raucht oder Alkohol, Betdubungsmittel oder

sonstige Drogen konsumiert.

Die Ordnungswidrigkeit kann gem. § 10 Abs. 5 NKomVG mit einer Geldbul3e von bis zu
5.000.-Euro geahndet werden.

Bei Leistungsberechtigten nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) gelten zudem
die BuR3geldvorschriften nach § 13 AsylbLG.



§16

Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am O1. ... .2020 (Beschlussfassung + 4 Monate) in Kraft.

Gleichzeitig treten die Satzung tber die Unterbringung Obdachloser in der Landeshauptstadt Han-
nover (Abl. RBHan. 1982, S. 1066), die Satzung uber die Erhebung von Gebihren fir die Benut-
zung der Obdachlosenunterklnfte in der Landeshauptstadt Hannover (Abl. RBHan. 1994, S. 186),
die Satzung Uber die Unterbringung auslandischer Flichtlinge in der Landeshauptstadt Hannover
(Abl. RBHan. 1994, S. 721), die Entgeltordnung fir die Unterbringung von ausléndischen Fliicht-
lingen durch die Landeshauptstadt Hannover (Abl. RBHan2001/Nr.12 v. 06.06.2001), die Satzung
Uber die Zwischenunterbringung von Aussiedlern in der Landeshauptstadt Hannover (Abl. RBHan.
1993, S. 37) und die Satzung Uber die Erhebung von Gebuhren fur die Zwischenunterbringung von
Aussiedlern in der Landeshauptstadt Hannover (Abl. RBHan. 1992, S. 531) aufRer Kraft.



Anlage 1

Gebuhrenverzeichnis zu 8 13 der Satzung uber die Unterbringung
Obdachloser und Geflichteter in der Landeshauptstadt Hannover

Fur die Unterbringung werden in Abhangigkeit von der Haushaltsgré3e und der Unterkunft fol-
gende monatliche Gebihren erhoben:

HaushaltsgroRe Notunterkunft Wohnheim Wohnprojekt Wohnung

1 Person 267 € 329 € 370 € 411 €
2 Personen 332 € 409 € 460 € 511 €
3 Personen 394 € 485 € 545 € 606 €
4 Personen 466 € 574 € 645 € 717 €
+ jede weitere +60 € +74 € +83€ +92 €

Person




Anlage 2

Unterkunftsverzeichnis zu 8 2 Abs. 1 der Satzung uber die Unter-
bringung Obdachloser und Gefliichteter in der Landeshauptstadt
Hannover (Stand 01.10.2019)

Die nachstehende Ubersicht der Unterkinfte ist nur informativ, sie wird bei der SchlieRung von
Unterkiinften oder bei der Inbetriebnahme neuer Unterkiinfte angepasst, ohne dass es hierfir ei-
ner formellen Satzungsanderung bedarf. Maf3geblich ist, dass Unterkiinfte im Sinne dieser Sat-
zung die fur Unterbringungszwecke bereitgestellten Notunterkiinfte, Wohnheime, Wohnprojekte
und Wohnungen sind.

Wohnungen im Sinne dieser Satzung sind abgeschlossene Wohnungen in festen Wohngebau-
den. In der Regel handelt es sich um Wohngebaude in denen auch Haushalte in privatrechtlichen
Mietverhaltnissen wohnen. In Wohnungen kdnnen die Betriebskosten durch entsprechende Z&ah-
ler bzw. Ableseeinrichtungen fiir jede Wohnung separat ermittelt werden. In Wohnungen gibt es
in der Regel keine Sozialarbeit vor Ort.

Wohnprojekte sind abgeschlossene Wohnungen in festen Wohngeb&uden, in denen ausschliel3-
lich Personen aufgrund dieser Satzung untergebracht sind. In Wohnprojekten 1- bis 2-Bettzim-
mer mit einer Grof3e von rund 10 gm pro Person. In Wohnprojekten gibt es eine Sozialarbeit oder
eine stadtische Verwaltung vor Ort.

Wohnheime sind Gemeinschaftsunterkinfte in fester Bauweise oder in Modulbauweise. Wohn-
heime kdnnen aus einzelnen Wohnungen mit jeweils eigenen Kiichen und Badern bestehen oder
gemeinschaftlich zu nutzende Kiichen und Sanitéreinrichtungen haben. In Wohnheimen gibt es
1- bis 4-Bettzimmern mit einer Grofl3e von rund 10 gm pro Person. In Wohnheimen gibt es eine
soziale Betreuung vor Ort sowie einen 24-stiindigen Wachdienst an allen Tagen.

Notunterkunfte sind Gemeinschaftsunterkiinfte, in denen die Mehrzahl der Bewohnenden mit mehr
als vier Personen in einem Raum untergebracht werden oder in denen der Mehrzahl der Bewoh-
nenden deutlich weniger als 8 gm zur Verfigung stehen oder in denen mehr als 200 Personen
untergebracht sind.

Wohnungen

Diverse angemietet Wohnungen

Wohnprojekte

Albrecht-Schaeffer-Weg 107 / 109 Jordanstr. 30

Cécilienstr. 5 Kopernikusstr. 7

Dorfstr. 5/5 A Nikolaas-Tinbergen-Weg 6 / 8
Gollstr. 31 Nuf3riede 4 C /D

Geveker Kamp 9 - 13 Ohebruchstr. 10
Glucksburger Weg 15/ 15 A Oheriedentrift 50 / 52
Haltenhoffstr. 175 - 183 Schulenb.Landstr.167 - 225
Hebbelstr. 57 A/ B Wiilferoder Weg 1 - 9

Hermann-Ehlers-Allee 100

Wohnheime
Alte Peiner Heerstr. 2 A Hischestr. 6
Alt Vinnhorst 82 A - F Janusz-Korczak-Allee 16



Alt Vinnhorst 84 A - C
Am Ahlemer Holz 2

Am Annateich 3

Am Bahndamm 67

Am Mittelfelde 65/ 67
Am Nordhang 9 A -D

Am Waterlooplatz 8 A - F
Anderter Str. 101
Baumschulenallee 31 A-D
Bulttnerstr. 19

Burgweg 13

Deisterstr. 33
Dorotheenstr. 8 A - C
Eichenweg 81
Feodor-Lynen-Str. 3A - D
Fuhsestr. 28

Grazer Str. 5

Heimatweg 25 K - N
HelmkestraRe 25 A - H
Hildesheimer Str. 161
Hildesheimer Str. 30

Notunterkiinfte
Expo Plaza 1
Petit-Couronne-Str. 30

Kampstr. 11 A-E
Karlsruher Str. 2D - F
Laher- Feld- Str. 33 A-C
Lammestr. 3
Langensalzastr. 17
Meklenheide Stralle 27 A-C
Munzeler Str. 25
Podbielskistr. 115 C - F
Rendsburger Str. 15 A -D
Rumannstr. 17 /19
Sahlkamp 30 A-C
Scheibenstandsweg 9 A - E
Steigertahlstr. 24 A- C
Tresckowstr. 45

Turkstral3e 14

Vinnhorster Weg 73 A
Winkelriede 14
Woermannstr. 47 A -G
Worthstr. 10

Waiilferoder Str. 30 A - B
Schulenburger Landstr. 335



Anlage 2 zur Drucksache ,,Satzung Gber die Unterbringung Obdachloser und Gefliichteter in
der Landeshauptstadt Hannover*

Gebuhrenkalkulation fur die Unterbringung von Obdachlosen und
Gefluchteten in der Landeshauptstadt Hannover

1. Allgemeine Hinweise

Grundlage der Gebiihrenkalkulation sind fiir die tatsachlichen Kosten (Abrechnung) der Jahre 2017 und
2018. Die Prognose fur das Jahr 2019 basiert auf eine Hochrechnung der im ersten Halbjahr 2019
tatsachlich angefallenen Kosten. Bei der Prognose fiir das Jahr 2020 wird von einer Kostensteigerung
in Hohe von 1,5% gegeniiber dem Jahr 2019 ausgegangen.

Die zu berticksichtigenden Kosten sind im Produkt 31505 — Unterbringung von Personen enthalten,
wobei nicht alle im Produkt enthaltenen Kosten im Rahmen dieser Kalkulation umlageféhig sind. So
finden beispielsweise Kosten fur den Betrieb der Notschlafstellen (fur die keine Gebuhren erhoben
werden) hier keine Bertcksichtigung. Bei den Zahlungen an die Betreiber der Unterkiinfte wurden die
Kosten nur insoweit bericksichtigt wie sie fur den Betrieb der Unterkiinfte notwendig sind. Dazu
zahlen beispielsweise die Kosten, die die Betreiber fiir Reinigung, Strom, Gas, Wasser und die
Ersatzbeschaffung von Inventar leisten missen. Die Betreiberkosten fur das Personal der sozialen
Arbeit und fur den Wach- und Sicherheitsdienst wird in dieser Kalkulation nicht berticksichtigt und nur
nachrichtlich aufgefuhrt.

Angewandt wurde die Divisionskalkulation, das heif3t die durchschnittlichen Kosten pro Platz wurden
ermittelt, in dem die jahrlichen Gesamtkosten durch die durchschnittliche Platzzahl (Kapazitat)
dividiert wurde. Fir die Zeitrdume von 2017 bis Mitte 2019 wurde dabei die tatséchliche Kapazitat und
damit die Schlieung und Neuertdffnung von Unterkiinften beriicksichtigt. Fir die zukinftigen
Zeitraume wurde von einer gleichbleibenden Kapazitat ausgegangen. Hintergrund ist, dass bis Ende
2020 keine nennenswerten SchlieBungen oder Neuerdffnungen geplant sind. Dies spiegeln auch die
Unterbringungszahlen wieder, die seit Mitte 2018 relativ konstant bleiben.

Fir die Ermittlung des Kostendeckungsgrades wurden die durchschnittlichen Kosten pro Platz in Bezug
zur durchschnittlichen Gebuhr nach der vorliegenden Satzung dargestellt. Die pro Person zu zahlende
Gebahr sinkt mit steigender HaushaltsgrofRe. Die durchschnittliche Gebuhr wurde ermitteltin dem fr
jede Unterkunftsart die Gesamtgebiihren entsprechend der tatsachlichen HaushaltsgréRen durch die
tatsachliche Personenzahl dividiert wurde.



2. Wohnungen

Abrechnung | Abrechnung Prognose Prognose
Zeile | Kostengruppe 2017 2018 2019 2020
1| Pers.- u. Sachkosten OE 61 - Umlage 136.959,12| 965.234,70| 579.251,60| 587.940,37
2 | Aufw. fur Sach- und Dienstleistungen | 2.557.839,49 | 2.543.567,05 | 2.400.944,36 | 2.436.958,53
3 | sonstige ordentliche Aufwendungen 24.072,16 19.097,10 8.194,50 8.317,42
4| Abschreibungen 413,00 413,00 414,00 420,21
5| Summe der Kosten 2.719.283,77 | 3.528.311,85 | 2.988.804,46 | 3.033.636,53
6 | Durchschnittliche Kapazitat 788 797 771 777
7| Burchschnittliche Kosten pro 345087|  442770|  387550|  3.904,29
Platz/Jahr
8 Durchschnittliche Kosten pro 28757 368,97 322,96 325,36
Platz/Monat
Durchschnittliche mtl. Gebuhr der
9 | neuen Satzung unter Berticksichtigung 244,00 244,00 244,00 244,00
der HaushaltsgroRRen
10 | Kostendeckungsgrad 84,85% 66,13% 75,55% 74,99%
11 N_achnchtllch: Monatliche Gebtihr 411,00 411,00 411,00 411,00
Einzelperson
1| Nachrichtlich: Sozialarbeit / Soziale 120.389,51| 138.801,00| 125.920,92| 127.818,87
Betreuung
Anmerkungen:

Zu Zeile 2 Aufw. fur Sach- und Dienstleistungen

Wohnungen im Sinne dieser Satzung sind von der Landeshauptstadt Hannover angemietete dezentrale
Wohnungen. Wesentlicher Bestandteil der Aufwendungen fir Sach- und Dienstleistungen sind hier die
Mieten, einschliellich der Mietnebenkosten. Die Energiekosten flir die Wohnungen sind nicht
enthalten; diese muissen von den Bewohnern direkt gezahlt werden. Dariiber hinaus sind hier Kosten
fur die bauliche Instandhaltung bzw. Schénheitsreparaturen enthalten, soweit die Landeshauptstadt
Hannover diese als Mieter tragen muss.

Zu Zeile 4 Abschreibungen

Bei den Abschreibungen handelt es sich um Abschreibungen flr Investitionen, die die
Landeshauptstadt Hannover in den angemieteten Wohnungen getétigt hat. Dies sind beispielsweise
Kiicheneinrichtungen.




3. Wohnprojekte

Abrechnung | Abrechnung Prognose Prognose
Zeile | Kostengruppe 2017 2018 2019 2020

| Pers:- u. Sachkosten OF 61 - Umlage 93.388,65| 654.160,76| 441.743,34| 448.369,49
Wohnprojekte

o| Pers.- u. Sachkosten OF 61 - Umlage 70.842,46| 426.039,19| 370.054,49| 375.605,31
Schlichtwohnungen

g| Aufw. flir Sach-und Dienstleistungen | 47¢ 670 48| 1.606.613,06 | 1.616.025,48 | 1.640.265,86
Wohnprojekte

4| Aufw. fur Sach- und Dienstleistungen | geg 175 51 | 492206,37| 536.836,80| 544.889,35
Schlichtwohnungen

5| Umlagefahige Betreiberkosten 546.260,14| 603.068,17| 633.942,18| 643.451,31
Wohnprojekte

g | Sonstige ordentliche Aufwendungen 18.804,44| 17.87126| 13.874,76| 14.082,88
Wohnprojekte

7| Sonstige ordentliche Aufwendungen 3.751,36| 33.24319| 13.297,86| 13.497,33
Schlichtwohnungen

8 | Abschreibungen Wohnprojekte 9.017,64 9.216,13 9.214,00 9.352,21

9 | Abschreibungen Schlichtwohnungen 15.579,49 14.097,75 14.004,00 14.214,06

10| Summe der Kosten 2.802.779,87 | 3.946.516,78 | 3.648.992,91 | 3.703.727,80

11 | Durchschnittliche Kapazitat 767 818 866 859

1| Purchschnittliche Kosten pro 365351|  4.82450|  421387| 431167
Platz/Jahr

13 Durchschnittliche Kosten pro 304,46 402,05 351,16 359,31
Platz/Monat
Durchschnittliche mtl. Gebuhr der

14 | neuen Satzung unter Beriicksichtigung 200,00 200,00 200,00 200,00
der HaushaltsgroRRen

15| Kostendeckungsgrad 65,69% 49,75% 56,95% 55,66%

16 N_achnchtllch: Monatliche Gebtihr 370,00 370,00 370,00 370,00
Einzelperson
Nachrichtlich: Nicht umlagefahige

17 | Betreiberkosten (Sozialarbeit / 1.060.387,32| 1.170.661,75 | 1.230.593,64 | 1.249.052,55
Wachdienst)

Anmerkungen:

Die Bezeichnung Wohnprojekte gab es bisher nur fur spezielle Unterkiinfte fur Gefluchtete. Die fir die

Unterbringung von Obdachlosen vorhandenen Schlichtwohnungen entsprechen von

Ausgestaltung (abgeschlossene Wohneinheiten,

niedriger

lhrer

Betreuungsstandard, weitgehend
selbstéandige Lebensfihrung) her den Wohnprojekten fir Geflichtete und werden diesen
gleichgesetzt. Dies entspricht auch dem Sinn der Drucksache 0863/2019.




Zu Zeile 3 und 4 Aufw. fiir Sach- und Dienstleistungen

Wesentlicher Bestandteil der Aufwendungen fir die Sach- und Dienstleistungen sind die
Mietzahlungen, einschlieBlich der Nebenkosten fir die Wohnprojekte fir Gefliichtete sowie die
Pachtzahlungen flr die Schlichtwohnungen. Dartiber hinaus sind hier die Kosten fur die bauliche
Unterhaltung insbesondere der Schlichtwohnungen enthalten.

Zu Zeile 5 Umlageféhige Betreiberkosten Wohnprojekte

Hier sind die Zahlungen an die Betreiber berticksichtigt, die fur den Betrieb der Unterkunft erforderlich
sind. Dazu z&hlen beispielsweise die Kosten der Ver- und Entsorgung, der Reinigung der
Gemeinschaftsflaichen und Aufwendungen fur Schonheitsreparaturen und Ersatzbeschaffung von
Inventar. Die Zahlungen an Betreiber fur die soziale Betreuung (und in Ausnahmefallen einen Wach-
und Sicherheitsdienst) kdnnen nicht umgelegt werden und sind nachrichtlich in Zeile 17 aufgefuhrt.

Zu Zeile 8 und 9 Abschreibungen

Bei den Abschreibungen handelt es sich um Abschreibungen flr Investitionen, die die
Landeshauptstadt Hannover in den angemieteten Wohnprojekten getatigt hat (z. b. fur
Kidcheneinrichtungen) sowie um Investitionsmalnahmen im Zusammenhang mit baulichen
Sanierungsmafnahmen eigener Geb&dude.



4. Wohnheime

Abrechnung | Abrechnung Prognose Prognose
Zeile | Kostengruppe 2017 2018 2019 2020
1| Pers.- u. Sachkosten OE 61 - Umlage 431.389,12 | 3.099.946,41| 2.342.539,68| 2.377.677,78
o | Aufw. flir Sach- und 5.334.442,17 | 5.941.69576| 5.380.387,88| 5.461.093,70
Dienstleistungen
3 | Umlagefahige Betreiberkosten 8.145.966,10 | 10.641.397,52 | 10.468.490,75| 10.625.518,11
4 | sonstige ordentliche Aufwendungen 92.045,01 88.961,85 88.376,20 89.701,84
5 | Abschreibungen 4.987.652,72 | 7.254.609,28| 7.523.573,78| 7.636.427,39
6 | Summe der Kosten 18.991.495,12 | 27.026.610,82 | 25.803.368,29 | 26.190.418,81
7 | Durchschnittliche Kapazitat 2.893 3.363 3.624 3.645
g | Durchschnittliche Kosten pro 6.56568|  8036,04|  7.12102|  7.18530
Platz/Jahr
9 Durchschnittliche Kosten pro 547,14 669,67 503,42 598,78
Platz/Monat
Durchschnittliche mtl. Gebuhr der
10 | Néuen Satzung unter 247,00 247,00 247,00 247,00
Beriicksichtigung der
Haushaltsgrofien
11| Kostendeckungsgrad 45,14% 36,88% 41,62% 41,25%
12 N_achnchtllch: Monatliche Gebtihr 329,00 329,00 329,00 329,00
Einzelperson
Nachrichtlich: Nicht umlagefahige
13 | Betreiberkosten (Sozialarbeit / 8.145.966,10 | 10.641.397,52 | 10.468.490,75| 10.625.518,11
Wachdienst)
Anmerkungen:

Zu Zeile 2 Aufw. fur Sach- und Dienstleistungen

Wesentlicher Bestandteil der Aufwendungen fir die Sach- und Dienstleistungen sind die
Mietzahlungen, einschlief3lich der Nebenkosten fiir angemietete Wohnheime. Dartiber hinaus sind hier
die Kosten fur die bauliche Unterhaltung insbesondere der im Eigentum befindlichen Wohnheime
enthalten.

Zu Zeile 3 Umlageféhige Betreiberkosten

Hier sind die Zahlungen an die Betreiber bertcksichtigt, die fur den Betrieb der Unterkunft erforderlich
sind. Dazu z&hlen beispielsweise die Kosten der Ver- und Entsorgung, der Reinigung der
Gemeinschaftsflichen und Aufwendungen fiir Schonheitsreparaturen und Ersatzbeschaffung von
Inventar. Die Zahlungen an Betreiber fiir die soziale Betreuung und den Wach- und Sicherheitsdienst

kénnen nicht umgelegt werden und sind nachrichtlich in Zeile 13 aufgefhrt.




Zu Zeile 5 Abschreibungen

Bei den Abschreibungen handelt es sich um (berwiegend um die Abschreibungen der
Herstellungskosten fiir die in Modulbauweise errichteten Unterkiinfte.



5. Notunterkinfte

Abrechnung | Abrechnung Prognose Prognose
Zeile | Kostengruppe 2017 2018 2019 2020
1| Pers.- u. Sachkosten OE 61 - Umlage 80.305,70| 843.325,18 198.130,95 8.081,35
2 | Aufw. fiir Sach- und Dienstleistungen 4,087.515,16 | 2.266.176,34 374.322,29 15.257,66
3 | Umlagefahige Betreiberkosten 1.446.307,06 | 1.149.263,04| 243.736,96 0,00
4 | sonstige ordentliche Aufwendungen 11.210,70 17.522,73 3.570,88 409,04
5 | Abschreibungen 0,00 0,00 0,00 0,00
6 | Summe der Kosten 5.625.338,62 | 4.276.287,29| 819.761,08 23748,05
7 | Durchschnittliche Kapazitat 1.027 616 177 0
8 Durchschnittliche Kosten pro 5.480,12 6.942,02 4.625,39 0,00
Platz/Jahr
9 Durchschnittliche Kosten pro 456,68 578,50 385,45 0,00
Platz/Monat
Durchschnittliche mtl. Gebuihr der
10 | neuen Satzung unter Beriicksichtigung 192,00 192,00 192,00 192,00
der HaushaltsgroRRen
11 | Kostendeckungsgrad 42,04% 33,19% 49,81%
12 N_achnchtllch: Monatliche Gebuhr 267.00 267.00 267.00 267.00
Einzelperson
Nachrichtlich: Nicht umlagefahige
13 | Betreiberkosten (Sozialarbeit / 3.374.716,48 | 2.681.613,77 | 568.719,56 0
Wachdienst)
Anmerkungen:

Zu Zeile 2 Aufw. fur Sach- und Dienstleistungen

Wesentlicher Bestandteil der Aufwendungen fir die Sach- und Dienstleistungen sind die
Mietzahlungen, einschlieBlich der Nebenkosten fur Notunterkiinfte. Dartiber hinaus sind hier die
Kosten fur die bauliche Unterhaltung insbesondere der im Eigentum befindlichen Notunterkinfte
enthalten.

Zu Zeile 3 Umlageféhige Betreiberkosten

Hier sind die Zahlungen an die Betreiber berticksichtigt, die fur den Betrieb der Unterkunft erforderlich
sind. Dazu z&hlen beispielsweise die Kosten der Ver- und Entsorgung, der Reinigung der
Gemeinschaftsflaichen und Aufwendungen fur Schonheitsreparaturen und Ersatzbeschaffung von
Inventar. Die Zahlungen an Betreiber fiir die soziale Betreuung und den Wach- und Sicherheitsdienst
kénnen nicht umgelegt werden und sind nachrichtlich in Zeile 13 aufgefihrt.




Informations-
Landeshauptstadt Hannover drucksache
In den Sozialausschuss
In den Ausschuss fir Haushalt Finanzen und Nr.13262/2019
Rechnungsprifung
Anzahl der Anlagen |0
ZuTOP

13. Deutscher Seniorentag in der Landeshauptstadt Hannover — 16.-18.06.2021, HCC

Die BAGSO - Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen — richtet seit 1987
alle drei Jahre den Deutschen Seniorentag aus, eine bundesweite Veranstaltung Gber drei
Tage mit rund 15.000 Teilnehmer*innen. Erfahrungsgemafl kommt ein Drittel der
Teilnehmer*innen aus der gastgebenden Stadt, ein Drittel aus dem Umland von ca. 100 km
(Tagesanreise) und ein Drittel aus dem Ubrigen Bundesgebiet (viele
Stammbesucher*innen). Wahrend die letztgenannten Besucher*innen sog.
Multiplikator*innen (haupt- und ehrenamtlich Engagierte in der Altenhilfe / Seniorenarbeit)
sind, kommen aus Stadt und Umland sowohl Multiplikatoren als auch Menschen, die
uberwiegend private Motive haben. Traditionell wird der Deutsche Seniorentag auch von
Schulklassen der Pflegeausbildung besucht. Diese Schulklassen und weitere der
allgemeinbildenden Schulen sowie Studierendengruppen werden zur kostenfreien
Teilnahme eingeladen.

Zielgruppen der Veranstaltung sind neben den Trager*innen und Akteur*innen in der
Altenhilfe jene, die sich fir ein bewusstes und aktives Alterwerden in der Gesellschaft
einsetzen. Der Deutsche Seniorentag ermdglicht, in den Dialog mit Vertreter*innen aus
Politik, Verbanden und gesellschaftlichen Organisationen zu treten.

Die Deutschen Seniorentage stehen im Wechsel unter der Schirmherrschaft von
Bundeskanzler*in oder Bundesprasident*in. Neben der zentralen Eréffnungsveranstaltung
mit Bundeskanzler*in oder Bundesprasident*in mit grof3er Medienprasenz gibt es ein
Programm mit prominenten Gasten sowie mehr als 100 Veranstaltungen zu aktuellen
seniorenpolitischen Themen, die Gberwiegend von den BAGSO-Verbanden verantwortet
werden. Am Abend des ersten Veranstaltungstages findet traditionell ein 6kumenischer
Gottesdienst statt.

Auf der Messe des Deutschen Seniorentages stellen zahlreiche Seniorenverbande ihre
Arbeit vor. Aulterdem werden Produkte und Dienstleistungen fiir die Zielgruppen 50plus
prasentiert. Ein Buhnenprogramm bietet niedrigschwellig Informationen zu den
unterschiedlichsten Themen.



Der Deutsche Seniorentag findet immer an unterschiedlichen Orten statt. Vom 6. bis 8.
Oktober 2003 war die Landeshauptstadt Hannover mit dem Motto ,Senioren - Aktiv in
Europa — Herausforderung und Chance” bereits schon einmal Gastgeberin des 7.
Deutschen Seniorentages, der im HCC stattfand.

Das thematisch vielfaltige und umfangreiche Programm wird von Senior*innenverbanden,
-vereinen und weiteren Organisationen gestaltet. Die Faden laufen in der Geschéaftsstelle
der BAGSO zusammen.

Einbeziehung der Zuwendungsgeber*innen Stadt und Region Hannover
- Alle Zuwendungsgeber*innen haben die Mdglichkeit, sich auf der Messe zu
prasentieren; dazu wird eine Flache zur Verfigung gestellt.

- Alle Zuwendungsgeber kénnen innovative Ansatze ihrer Seniorenpolitik im Rahmen
des Veranstaltungsprogramms (max. 60-90-minttige Veranstaltungen) einem
bundesweiten Publikum prasentieren.

- Reprasentant*innen der Stadt und Region sprechen Gruldworte bei der
Eréffnungsveranstaltung mit der Bundeskanzler*in bzw. dem Bundesprasident®in.
Ehrengaste werden in Abstimmung mit den Gastgeber*innen von der BAGSO
eingeladen.

- Die Zuwendungsgeber*innen werden in allen Veroffentlichungen (Print und online)
unter Hinweis auf die Férderung (Logo) benannt.

- Die Landeshauptstadt Hannover und Region Hannover stellen eine Informations- und
Anlaufstelle vor Ort sicher, unterstitzen die BAGSO bei der Gewinnung von
Helfer*innen fur die Veranstaltung (z. B. Auszubildende...) und stellt Mitarbeitende in
erforderlichem Umfang frei.

- Die Landeshauptstadt Hannover wird Raumlichkeiten flr eine
Informationsveranstaltung am 23.06.2020 — voraussichtlich der Blirgersaal im Neuen
Rathaus — zur Verfigung stellen. Schlief3lich Iadt die Landeshauptstadt Hannover —
der Oberbirgermeister — traditionell am Vorabend der Veranstaltung — 15.06.2021 —
zu einem Empfang ins Rathaus — hier voraussichtlich: Gartensaal im Neuen Rathaus —
ein.



Finanzierung des Deutschen Seniorentages

Der deutsche Seniorentag wird offentlich geférdert. Hauptzuwendungsgeber ist der Bund
(BMFSFJ), weitere Zuwendungsgeber*innen sind das jeweilige Bundesland und die
jeweilige Stadt. Insgesamt werden fiir die Durchfiihrung des Deutschen Seniorentages 2021
offentliche Foérdermittel in Héhe von 600.000 Euro bendtigt.

Die Gesamtkosten fiir die Landeshauptstadt Hannover und Region Hannover, die
gemeinsam Gastgeber*innen des Deutschen Seniorentages 2021 sein werden, sind aktuell
mit 100.000 Euro geplant und werden gemeinsam — zu je 50 % - von der Region Hannover
und der Landeshauptstadt Hannover getragen. Damit stellt die Landeshauptstadt Hannover
Finanzmittel in Hohe von 50.000 Euro zur Durchflihrung des Deutschen Seniorentages
bereit.

Weitere Mittel, die fur die Durchflihrung erforderlich sind, werden Uber Sponsoren,
Messeaussteller und den Verkauf von Eintrittskarten (zuletzt kostete die Tageskarte 12
Euro) erwirtschaftet. Die mitwirkenden BAGSO-Verbande erbringen durch ihr Engagement
fur den Deutschen Seniorentag zusatzlich geldwerte Leistungen (in Form von Sach- und
Personalmitteln) ein, deren Wert — auf der Basis einer nach einer nach dem Deutschen
Seniorentag 2015 durchgefiihrten Befragung — auf rd. 500.000 Euro geschatzt wird.

Beriicksichtigung von Gender-Aspekten
Mit dem Deutschen Seniorentag werden Frauen und Manner gleichermalf3en angesprochen.



Kostentabelle

Darstellung der zu erwartenden finanziellen Auswirkungen in Euro:

Teilfinanzhaushalt 57 - Investitionstatigkeit

InvestitionsmafRnahme Bezeichnung

Einzahlungen

Teilergebnishaushalt 57

Produkt 31503 Seniorenarbeit

Ordentliche Ertrage

Auszahlungen

Saldo Investitionstatigkeit 0,00

Angaben pro Jahr

Ordentliche Aufwendungen

Transferaufwendungen 50.000,00
Saldo ordentliches Ergebnis -50.000,00

Die Mittel sind bisher nicht in der Haushaltsplanung bericksichtigt worden. Die Information

zu den entstehenden Kosten

und deren Berlcksichtigung im Haushaltsplan steht unter dem Vorbehalt der

Finanzierbarkeit.

Eine Klarung erfolgt im Rahmen der Haushaltsplanung 2021/2022.

57
Hannover / 09.12.2019



	Sitzung ASozial am 20.01.2020
	Einladung
	Protokoll
	ASozial 20200120 Anlage1

	TOP 5. Antrag der Gruppe LINKE & PIRATEN zur Wohnraum-Zweckentfremdungssatzung für Hannover  (Drucks. Nr. 2903/2019)
	TOP 5.1. Änderungsantrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen und der FDP zur Drucksache Nr. 2903/2019: Wohnraum-Zweckentfremdungssatzung für Hannover (Drucks. Nr. 3309/2019)
	TOP 6. Antrag der Gruppe LINKE & PIRATEN zur Entwicklung eines Konzeptes zur Verhinderung von Zwangsräumungen (Drucks. Nr. 3266/2019)
	TOP 7. Antrag der Gruppe LINKE & PIRATEN zur Entwicklung eines Konzeptes zur Verhinderung von Stromsperren (Drucks. Nr. 3267/2019)
	TOP 8. Standortentscheidung (Drucks. Nr. 3217/2019)
	TOP 9. Satzung über die Unterbringung Obdachloser und Geflüchteter in der Landeshauptstadt Hannover (Drucks. Nr. 3321/2019 mit 2 Anlagen)
	3321-2019 Anlage1
	3321-2019 Anlage2

	TOP 10. 13. Deutscher Seniorentag in der Landeshauptstadt Hannover – 16.-18.06.2021, HCC (Informationsdrucks. Nr. 3262/2019)


